Rechtsformen von Unternehmen

Wahl der Rechtsform

Der Eigentümer hat die Entscheidung über eine bestimmte Rechtsform. Dafür stellt die Rechtsordnung bestimmte Unternehmensformen zur Verfügung

Diese gliedern sich in:

Betriebe des marktwirtschaftlichen Bereichs


Können ihren Wirtschaftsplan selbst bestimmen


Sind auf größtmöglichen Gewinn ausgelegt

Öffentliche Betriebe


Nur auf Kostendeckung oder höchstens angemessenen Gewinn ausgelegt

I. Private Betriebe

1. Einzelunternehmen (Einzelkaufmann, Einzelfirma)

2. Personengesellschaften

a) GbR

b) OHG

c) KG

d) Stille Gesellschaft

3. Kapitalgesellschaften

a) AG

b) KGaA

c) GmbH

4. Mischformen

a) AG & Co.KG

b) GmbH & Co.KG

c) GmbH & Still

5. Genossenschaften

II. Öffentliche Betriebe

Entscheidungskriterium für Wahl der Rechtsform

Langfristig wirksame unternehmerische Entscheidung, die nicht nur einmal bei der Gründung getroffen wird, sondern immer wieder neu geprüft werden muss, wenn sich persönliche, wirtschaftliche oder rechtliche Faktoren ändern.

Kriterien:

1. Haftung

2. Leitungsbefugnisse (Vertretung, Mitbestimmung, Geschäftsführung)

3. Gewinn- und Verlustbeteiligung, Entnahmerechte

4. Finanzierungsmöglichkeiten mit Eigen- und Fremdkapital

5. Flexibilität bei Änderung von Beteiligungsverhältnissen und bei Eintritt oder Ausscheiden von Gesellschaftern

6. Steuerbelastung

7. Gesetzliche Vorschriften über Umfang, Inhalt, Prüfung und Offenlegung des Jahresabschlusses

8. Aufwendungen der Rechtsform

Allgemein: Je höher die Haftung um so höher die Kreditwürdigkeit, Gewinnentnahme und 

 
      Entscheidungsbefugnis.

Allerdings bestehen auch gesetzliche Beschränkungen des Wahlrechts (Mindestzahl, Stammkapital).

Gesellschaftsformen

Einzelunternehmen: 

Alleingesellschafter = Geschäftsführer

Personengesellschaften:

Obwohl PG keine juristische Personen sind, also keine eigene Rechtspersöhnlichkeit besitzen, tragen sie dennoch Züge der juristischen Person.

- Handelsrecht: 
PG kann unter ihrer Firmen Rechte erwerben, Verbindlichkeiten  

 


eingehen, klagen und verklagt werden.

-  Steuerrecht:

Steuern werden sowohl von der Gesellschaft als auch von den 

 


einzelnen Gesellschaftern erhoben.

Kapitalgesellschaften:

Hier stehen sich die Gesellschaft als juristische Person und die Gesellschafter als natürliche Personen als fremde Rechtspersonen gegenüber; Kontinuität der betrieblichen Tätigkeit ist von der Person der Gesellschafter unabhängig.

Kapitalgesellschaften haben als juristische Personen eine eigene Rechtspersöhnlichkeit; da ihnen aber die natürliche Handlungsfähigkeit fehlt, muss die Rechtsordnung ihnen natürliche Personen zur Verfügung stellen, deren Handlungen im Namen der Kapitalgesellschaft als Handlungen der juristischen Person gelten.

Exkurs:

Leitungsbefugnis

1. Geschäftsführungsbefugnis: Innenverhältnis zwischen den Gesellschaftern (Wer hat das Recht oder die Pflicht, die Gesellschaft zu führen)

2. Vertretungsbefugnis: Außenverhältnis (Wer hat das Recht, die Gesellschaft nach außen zu vertreten)

Einzelunternehmung

1. Rechtsgestaltung

· Kaufmann betreibt  Betrieb alleine oder nur mit einem stillen Gesellschafter;

· Einzelunternehmer haftet für die Verbindlichkeiten grundsätzlich allein und unbeschränkt; auch mit seinem Privatvermögen;

· Gründung erfolgt formlos; falls allerdings der Gegenstand der gewerblichen Betätigung ein Grundhandelsgewerbe ist, zu dem ein in kaufmännischer Weise eingerichteter Geschäftsbetrieb nötig ist, muss eine Eintragung ins Handelsregister erfolgen;

· Firma ist eine Personenfirma, d.h. sie muss den Familiennamen und mindestens einen ausgeschriebenen Vornamen enthalten;

· Nicht zu den Einzelunternehmen zählt die Einmanngesellschaft, die dadurch entsteht, dass sämtliche Anteile einer GmbH oder AG sich in der Hand eines Gesellschafters befinden.

2. Leitungsbefugnis

· Einzelunternehmer ist alleiniger Eigentümer;

· Er trägt das gesamte Risiko und haftet alleine für alle Entscheidungen, es stehen ihm damit alle Entscheidungsbefugnisse zu.

3. Gewinn- und Verlustbeteiligung

Risiko eines Unternehmens hängt entscheidend von der Art und Umfang der Haftung gegenüber den Gläubigern für die Verbindlichkeiten des Unternehmens ab; vom Kapitalrisiko wiederum wird der Anteil eines Gesellschafters am Gesamtergebnis mitbestimmt. Einzelunternehmer trägt alle Risiken seines Betriebes allein; dafür steht ihm auch der gesamte Gewinn zu, alle Verluste treffen ihn allein. 

Personengesellschaften

GbR

1. Rechtsgestaltung

· Vertraulischer Zusammenschluss von natürlichen oder juristischen Personen zur Förderung eines von dem Gesellschaftern gemeinsam verfolgten Zwecks;

· Gesellschaftsvertrag kann formlos geschlossen werden; nicht einmal Schriftform ist vorgeschrieben;

· Kann nicht ins Handelsregister eingetragen werden;

· Gesellschafter haften persönlich mit ihrem gesamten Privatvermögen;

· Gesellschafter kann, braucht aber nicht, nach außen auftreten, kann reine Innengesellschaft sein, bei der nur ein Gesellschafter nach außen auftritt;

· Vor allem für Zusammenschluss von Minderkaufleuten (kleine Handlungsbetriebe);

· Freie Berufe (Sozietäten, RA und Steuerberater);

· Gelegenheitsgesellschaften: gegründet zur Durchführung best. Aufgaben auf Zeit (z.B. Bankenkonsortium, Mitfahrgemeinschaft von Arbeitskollegen);

· Kartellverträge, Gewinngemeinschaften, Interessengemeinshcfaten.

2. Leitungsbefugnis

· grundsätzlich alle Gesellschafter gemeinschaftlich; für jedes Geschäft ist Zustimmung aller Gesellschafter nötig; kann aber per Vertrag auf einen oder mehrere Gesellschafter übertragen werden

Vertretung nach außen steht den Gesellschaftsführern zu; sie vertreten aber nicht die Gesellschaft, sondern die anderen Gesellschafter.

3. Gewinn- und Verlustbeteiligung

Gewinnverteilung unabhängig von der Höhe der Gesellschaftsbeiträge nach Köpfen; falls die Beiträge unterschiedlich sind, muss ein angemessener Verteilungsschlüssel im Gesellschaftsvertrag festgelegt werden. Falls keine Regelung vorhanden ist, gilt dies auch für den Verlust.

· Für mitarbeitende Gesellschafter wird ein Arbeitsgehalt vereinbart, dass den Gewinn kürzt;

· Kapitaleinlagen werden in vereinbarter Höhe verzinst;

· Der noch verbleibende Gewinn wird nach einem Schlüssel, der das Risiko der Gesellschaft berücksichtigt, verzinst.

OHG

1. Rechtsgestaltung
· Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinsamer Firma gerichtet ist;

· Firma muss Namen mindestens 1 Gesellschafters mit dem Zusatz enthalten, indem das Gesellschaftsverhältnis zum Ausdruck kommt (z.B. Meier & Co. ; Karl Meier OHG);

· Gesellschafter haften unbeschränkt mit ihrem Gesellschaftsvermögen und ihrem Privatvermögen. Gläubiger kann sich also sofort an einen einzelnen Gesellschafter haften und die ganze Leistung von ihm verlangen.

2. Leitungsbefugnis

· alle Gesellschafter sind zur Geschäftsführung berechtigt und verpflichtet;

· aber per Vertrag können einzelne Gesellschafter von der Geschäftsführung ausgeschlossen werden.

3. Gewinn- und Verlustbeteiligung

· gemäß Gesellschaftsvertrag.

Kommanditgesellschaft

1. Rechtsgestaltung

· unterscheidet sich von OHG durch 2 verschiedene Varianten von Gesellschaftern

a) Komplementäre: Haftung unbeschränkt

b) Kommanditisten: Haftung ist auf eine bestimmte im Handelsregister eingetragene Kapitaleinlage beschränkt

· jede KG mindestens aus 1 Komplementär und 1 Kommanditist;

· Firma muss Namen eines Komplementärs + Zusatz KG enthalten;

· Name des Kommanditisten darf nicht in die Firma aufgenommen werden.

*Wichtig aus steuerlichen Überlegungen: GmbH & Co. KG

KG bei der ein (meist der einzige) Komplementär eine Kapitalgesellschaft ist und deren Gesellschafter zugleich Kommanditisten der KG sind.

2. Leitungsbefugnis

· Geschäftsführung allein bei den Komplementären, aber per Vertrag auch andere Regelung möglich;

· Die nicht zur Geschäftsführung befugten Kommanditisten können einer Entscheidung der Komplementäre nicht widersprechen;

· Kommanditisten haben wie bei der stillen Gesellschaft ein Kontrollrecht und können Abschrift des Jahresabschlusses verlangen und Ordnungsmäßigkeit durch Einsichtnahme in die Bücher überprüfen;

· Vertretung allein bei Komplementären; Kommanditisten nicht berechtigt Vorschrift ist zwingend – können Vertretungsbefugnis auch nicht durch Vertrag erlangen

· Vertretung bezieht sich auf Gesellschaft selbst und nicht auf die anderen Gesellschafter

3. Gewinn- Verlustbeteiligung

· geschäftsführende Gesellschafter erhalten Arbeitsentgelt;

· Kapitaleinlagen werden nach § 168 HGB falls nicht anders bestimmt zu 4% verzinst

· Rest des Gewinns muss angemessen verteilt werden:

· Infolge Haftungsbeschränkung bei Kommanditisten kommt Verteilung nach Köpfen nicht in Frage;

· Gesellschaftsvertretung muss Verteilung entsprechend dem tatsächlichen Risiko regeln.

Stille Gesellschaft

1. Rechtserstattung

· mindestens 1 Gesellschafter beschränkt seine Haftung auf die Höhe seiner Einlage;

· Unterschied: keine Gesamthandsgesellschaft sondern reine Innengesellschaft, da die Einlage des stillen Gesellschafters in das Vermögen des Inhabers des Handelsgeschäftes übergeht;

· Inhaber betreibt Handelsgewerbe (Hauptgesellschafter); Er wird aus dem im Betrieb geschlossenen Geschäften allein berechtigt oder verpflichtet, da er im eigenen Namen handelt;

· Stiller Gesellschafter ist nur verpflichtet, seine Einlage zu leisten;

· Hat Recht Abschrift des Jahresabschlusses zu verlangen und Richtigkeit durch Einsicht in Bücher zu prüfen;

( Unterschied zum gewinnbeteiligten Darlehen 

2. Leitungsbefugnis

· Stiller Gesellschafter von Geschäftsführung und Vertretung grundsätzlich ausgeschlossen

3. Gewinn- Verlustbeteiligung

Gesetzlich nicht erschöpfend geregelt, HGB § 231 „angemessener“ Anteil. 

Die Verlustbeteiligung kann vertraglich ausgeschlossen werden (§ 231); die Gewinnbeteiligung ist nicht ausschließbar.

Verlust nur bis zum Betrag der vertraglich vereinbarten Einlage.

Kapitalgesellschaften

GmbH

1. Rechtsgestaltung

Rechtsgestaltung vorwiegend für kleine und mittlere Betriebe, deren Eigentümer die Haftung auf ihre Kapitaleinlagen beschränken wollen.

· aber weniger formbelastet als AG, deshalb auch von größeren Unternehmen gewählt für die eigentlich AG die bessere Rechtsform wäre.

Firma der GmbH kann Sach- oder Personenfirma sein; sie muss in jedem Fall Zusatz m.b.H. enthalten.

2. Leitungsbefugnis

· Führung liegt bei gesetzlich dafür vorgesehenen Organen;

· Notwendige Organe: Geschäftsführer, Gesellschaftsversammlung und falls vorgesehen Aufsichtsrat = 

in folgenden Fällen zu bilden

· Betriebe  der Montanindustrie bei mehr als 1.000 Mitarbeiter

· außerhalb Montanindustrie

- mehr als 500 Mitarbeiter

- mehr als 2.000 Mitarbeiter 

· Laufende Führung obliegt Geschäftsführer

bei kleinen GmbH sind Geschäftsführer und Gesellschafter häufig die gleichen Personen, so dass im Hinblick auf Leitungsbefugnis kein Unterschied zur Personengesellschaft besteht;

· Gesellschafterversammlung: Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Gewinns, Bestellung, Abberufung und Entlastung des Geschäftsführers, sowie Prüfung und Überwachung der Geschäftsführung;

· Aufsichtsrat hat im wesentlichen die gleichen Kontrollrechte wie der Aufsichtsrat der AG.

3. Gewinn- und Verlustverteilung

Bei beschränkter Haftung erfolgt die Gewinnverteilung grundsätzlich nach Kapitalanteilen, da das übernommene Risiko von der Höhe der Kapitalanlage bestimmt wird.

Gesellschafter haben Anspruch auf das Jahresüberschuss soweit der sich ergebende Betrag nicht aufgrund gesetzlicher oder gesellschaftsvertraglichen Bestimmungen von der Verteilung ausgeschlossen ist.

· Ausschüttung nach Verhältnis der Kapitalanteile an Gesellschafter.

Aktiengesellschaft

1. Rechtsgestaltung

Merkmal: Zerlegung des Nominalkapitals in Aktien. Ermöglicht Beschaffung großer Kapitalbeträge über den Kapitalmarkt und macht damit AG zur bevorzugten Rechtsform von Großunternehmungen mit hohem Kapitalbedarf.

Firma einer Aktiengesellschaft ist in der Regel eine Sachfirma.

Firmenbezeichnung muss dem Gegenstand des Unternehmens entnommen sein und die Bezeichnung „Aktiengesellschaft“ (AG) enthalten.

2. Leitungsbefugnis

Trennung  zwischen Aktionären (Eigentümer) und Vorstand (Betriebsleitung); Mitglieder des Vorstandes und nicht die wirtschaftlichen Eigentümer sind die eigentlichen Unternehmer. Sie treffen sämtliche Führungsentscheidungen selbständig und tragen gesamte Verantwortung für wirtschaftliche Entwicklung und das anvertraute Kapital.

3 Organe:

Vorstand: 

· besteht aus einer oder mehreren Personen; mehrere Vorstandsmitglieder sind nur gemeinschaftlich zur Geschäftsführung befugt.

· Vorstand wird durch den Aufsichtsrat für längstens 5 Jahre bestellt; Wiederbestellung zulässig. Bei mehreren Personen kann Aufsichtsrat ein Mitglied zum Vorsitzenden ernennen;

· Vorstand ist nicht an Weisungen des Aufsichtsrats oder der Hauptversammlung bei Führung der Gesellschaft gebunden;

· Vorstand muss Aufsichtsrat vor allem über Geschäftspolitik, Rentabilität der Gesellschaft und Gang der Geschäfte berichten.

Aufsichtsrat:
· von Hauptversammlung auf höchstens 4 Jahre bestellt;

· überwacht Geschäftsführung des Vorstandes;

· setzt sich aus mindestens 3 und höchstens 21 Mitgliedern zusammen; sie dürfen nicht gleichzeitig Vorstand angehören:

Hauptversammlung:

· keinen Einfluss auf laufende Geschäftsführung; kann in der Regel Feststellung des Jahresabschlusses und Höhe des zu verteilenden Gewinnen nicht beeinflussen.

· Aufgaben:

· Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrates

· Verwendung des Bilanzgewinns

· Bestellung der Abschlussprüfer

· Satzungsänderungen

· Maßnahmen der Kapitalbeschaffung

· Bestellung von Prüfern zur Prüfung von Vorgängen bei der Gründung

· Auflösung der Gesellschaft

3. Gewinn- und Verlustbeteiligung

Hauptversammlung beschließt über Verwendung des Bilanzgewinns, dabei ist sie an den vom Vorstand vorgelegten und vom Aufsichtsrat festgestellten Jahresabschluss gebunden; indem bereits vorab über den Umfang des auszuschüttenden Gewinns und der Rücklagen entschieden worden ist.

Bildung von Gewinnrücklagen kürzt auszuschüttenden Gewinn.

Aber §58 Abs.2 AktG regelt, dass nur Hälfte des Jahresüberschusses in die Gewinnrücklagen wandern darf.

Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA)

1. Rechtsgestaltung

Kombination von KG und AG

Wenigstens 1 Gesellschafter muss persönlich unbeschränkt mit seinem gesamten Vermögen haften, während die Haftung der Kommanditisten auf ihre in Aktien verbrieften Kapitalanlagen beschränkt ist.

KGaA ist als Kapitalgesellschaft eine juristische Person und steht somit der AG näher als der KG.

2. Leitungsbefugnis

Gleiche Organe wie AG, kann aber zusätzlich über einen Ausschuss oder Beirat der Kommanditaktionäre verfügen.

Recht zur Geschäftsführung steht persönlich haftenden Gesellschaftern zu.

Sie bilden Vorstand der KGaA; unterliegen aber dabei den Vorschriften für die KG.

Im Gegensatz zu AG tragen Vorstandsmitglieder ein Kapitalrisiko: einige haften unbeschränkt, andere - beschränkt.

· Regelung der Geschäftsführung orientiert sich an Individualität der KG

· Finanzierungsvorteile der AG

Aufsichtsrat der KGaA kann nicht über Bestellung und Abberufung der geschäftsführender Organe entscheiden.

3. Gewinn- und Verlustbeteiligung

Gewinnverteilung zwischen komplementär- und Kommanditaktionär erfolgt wie bei der KG. Aber in der Regel Bestimmungen über die Gewinnverteilung in der Satzung.

Genossenschaften

Gesellschaft mit einer nicht geschlossenen Zahl von Mitgliedern (Genossen), die einen wirtschaftlichen Zweck verfolgen und sich dazu eines gemeinsamen Geschäftsbetriebes bedienen.

Zweck:
Förderung des Erwerbs oder der Wirtschaft der Mitglieder mittels gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes.

· ursprüngliches Ziel nicht Gewinnerziehung, sondern Selbsthilfe der Mitglieder durch gegenseitige Förderung;

· alle Mitglieder unabhängig von der Höhe des Kapitalanteils gleichberechtigt;

· aufgrund Charakter als Hilfsgesellschaft haben Gesellschafter gewisse steuerliche Vorteile; aber nicht zu rechtfertigen, wenn sich Geschäftstätigkeit nicht nur überwiegend auf Mitglieder beschränkt;

· Genossenschaft weder Personen- noch Kapitalgesellschaft sondern ein wirtschaftlicher Verein;

· als juristische Person ins Genossenschaftsregister eingetragen;

· kein festes Grundkapital sondern einlagen der Mitglieder → schwankt deshalb mit Zahl der Mitglieder (mind. 7);

· Mitglied muss Mindesteinlage leisten und kann Geschäftsanteile besitzen (auch mehrere)

Für Verbindlichkeiten der Genossenschaften haftet den Gläubigern nur das Vermögen der Genossenschaft.

Einteilung

1. Beschaffungsgenossenschaft:

A) Warenbezugsgenossenschaft:

a) Bezugsgenossenschaft der Handwerker

b) Einkaufsgenossenschaft der Händler

c) Bezugsgenossenschaft der Landwirte

d) Verbrauchergenossenschaft

2. Baugenossenschaft (Wohnungsbau, -verwaltung, -betreuung)

3. Kreditgenossenschaft:

a) Städtische Kreditgenossenschaft

b) Ländliche Spar- und Darlehenskassenvereine

4. Nutzungsgenossenschaft (Maschinenring)

5. Dienstleistungsgenossenschaft

II. Verwertungsgenossenschaft

1. Landwirtschaftliche Absatzgenossenschaft (Molkereigenossenschaft)

2. Fischerei- und Fischverwertungsgenossenschaft

3. Absatzgenossenschaft der Handwerker

4. Verkehrsgenossenschaft

5. Kreditgenossenschaft

Leitungsbefugnis

Vorstand, Aufsichtsrat, Generalversammlung

Generalversammlung = oberstes Willensorgan der Genossenschaft; entscheidet über Satzungsänderungen, wählt Vorstand und Aufsichtsrat; beschließt über den Jahresabschluss und die Gewinnverteilung.

In der Regel aus Mitglieder der Genossenschaft.

· laufende Geschäftsprüfung in Händen des Vorstandes (mind. 2 Mitglieder)

· Aufsichtsrat überwacht Vorstand, kann Bücher einsehen, Prüfung des Jahresabschlusses und der Verwendung des Jahresüberschusses.

Gewinn- und Verlustbeteiligung
Gewinn oder Verlust ist auf die Genossen zu verteilen; Maßgeblich ist die auf den Geschäftsanteil geleistete Einzahlung; im Statut kann anders bestimmt sein.

Finanzierungsmöglichkeiten der Unternehmen

I. Eigenkapitalbeschaffung

1. Personenunternehmen

Einzelunternehmen

· Eigenkapitalbasis durch Vermögen des Unternehmers begrenzt;

· Keine gesetzlichen Vorschriften über Mindesthöhe des Haftungskapitals

· Eingelegtes Kapital kann jederzeit entnommen werden, d.h. in den Haushalt überführt werden, da der Einzelunternehmer mit gesamten Privatvermögen haftet;

· Kapitalerweiterung nur über Selbstfinanzierung, d.h. Nichtentnahme von Gewinnen;

· Aufnahme stiller Gesellschafter

OHG:

· Erweiterung der Eigenkapitalbasis durch Erhöhung der Einlagen der Gesellschafter aus vorhandenem Privatvermögen oder Nichtentnahme von Gewinnen;

· Aufnahme neuer Gesellschafter

Je größer die Zahl der Gesellschafter und je ungleicher die Höhe ihres Privatvermögens desto unterschiedlicher ist die Interessenlage im Hinblick auf Gewinnentnahme oder Thesaurierung (Nichtentnahme).

KG:

· Möglichkeiten größer als bei OHG;

· Beschränkung der Haftung bei Kommanditisten auf Kapitaleinlagen und Ausschuss von der Geschäftsführung (geringes Risiko);

· Hier bereits Übergang zur Kapitalgesellschaft, bei der Gesellschafter nur ihr Kapital in einem Betriebe arbeiten lassen ohne sich selbst um den Betrieb zu kümmern.

2. Kapitalgesellschaften

· AG, KGaA, GmbH haben ein in der Höhe fixiertes Nominalkapital;

· Bildet zusammen mit den offenen Rücklagen das Eigenkapital;

· Nominalkapital verändert sich nicht, auch wenn Verluste die Rücklagen übersteigen.

AG:

· Stückelung des Grundkapitals der AG in Aktien (Mindestnennbetrag des Grundkapitals, Aktien 5). Er schließt dieser Rechtsform die günstigsten Möglichkeiten der Eigenkapitalbeschaffung;

· Durch Teilnahme einer nicht begrenzten Anzahl von Gesellschaften (Aktionären) auch mit relativ kleinen Anteilen, können hohe Kapitalbeträge aufgebracht werden.

→ Deshalb am zweckmäßigsten für Großbetriebe

Hat Aktionär Anteil voll eingezahlt, so hat er folgende Rechte:

· Stimmrecht in Hauptversammlung

· Recht auf Dividende und Liquidationserlös

· Aktienbezugsrecht bei Ausgabe neuerer Aktien bei Kapitalerhöhungsmaßnahme

Aktionär bleibt anonym, kann Beteiligungsverhältnis durch Verlauf der Aktie beenden; er kann also ohne Kündigung ausscheiden, indem er Aktie an der Börse verkauft und ein neuer Aktionär an die Stelle des alten tritt.

Erhöhung des Aktienkapitals durch Ausgabe junger Aktien möglich.

GmbH:

Obwohl festes nominalkapital (mind. 50.000,-) entsprechen Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten eher denen einer Personengesellschaft als denen einer AG.

· GmbH Anteile (mind. 500,-) sind nicht teilbar und werden nicht am Kapitalmarkt gehandelt;

· Zahl der Gesellschafter eher klein.

Erweiterung der Eigenkapitalbasis entweder durch Nachschusszahlung (in Satzung vorgesehen) oder durch Aufnahme neuer Gesellschafter.

3. Genossenschaften

Höhe des Eigenkapitals schwankt mit Zahl der Mitglieder, kein festes Grundkapital vorgesehen; da jeder Mitglied in der Generalversammlung nur eine Stimme hat, ist der Erwerb mehrerer Genossenschaftsanteile wenig attraktiv.

Erhält Genosse Geschäftsanteil zurück, so vermindert sich Eigenkapital der Genossenschaft.

Gegensatz AG:
Anstelle des alten Aktionärs tritt neuer Aktionär, Grundkapital bleibt damit unverändert.

Genossenschaften müssen in Statut Bestimmungen über Bildung einer gesetzlichen

Rücklage aufnehmen, die zur Deckung der Verluste dient.

Rücklagen sind Teil des Eigenkapitals der Genossenschaft, das nicht von den Mitgliedern berührt wird und folglich für die Kreditwürdigkeit der Genossenschaft von Bedeutung ist.

II. Fremdkapitalbeschaffung

1. Personenunternehmen

Kreditbasis der einzelnen Rechtsformen ist unterschiedlich; hängt von Höhe des Eigenkapitals und Möglichkeit ab, Eigenkapitalbasis zu erweitern, andererseits von den Haftungsverhältnissen.

Aber Kreditwürdigkeit hängt ab: von tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen

 = Ertragslage, guter Ruf, persönliche Fähigkeit, Machtposition.

OHG kreditwürdiger, weil mindestens 2 Gesellschafter unbeschränkt haften. Nachteilig bei langfristiger Fremdfinanzierung bei Einzelunternehmen ist, dass Schicksal des Unternehmens von Schicksal des Unternehmers abhängt.

Auf Kreditwürdigkeit einer KG wirkt sich positiv aus, das persönliche Bindungen der Kommanditisten in der Regel geringer als die der Gesellschafter der OHG sind und folglich durch Neuaufnahme weiterer Kommanditisten die Eigenkapitalbasis leichter erweitert werden kann. Außerdem sind Einlagen der Kommanditisten im Handelsregister eingetragen und Rückzahlung den Gläubigern gegenüber als nicht geleistet gilt.

Ebenso brauchen Gläubiger eine Herabsetzung der Kommanditisteneinlagen nicht gegen sich gelten zu lassen; erst nach Löschung im Handelsregister wirksam.

Ansprüche aus Verbindlichkeiten der Gesellschaft gegen einen Kommanditisten und einen Komplementär verjähren erst nach 5 Jahren nach Ausscheiden.

2. Kapitalgesellschaften
AG und KGaA haben beste Möglichkeit der Fremdkapitalbeschaffung, weil zahlreiche Vorschriften dem Schutz der Gläubiger dienen.

· positiv Unkündbarkeit des Grundkapitals;

· Existenz der Gesellschaft unabhängig von Schicksal der Gesellschafter;

· bei KGaA gibt es unbeschränkte Haftung des Komplementärs.

Gläubigerschutz durch strenge Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften um zu günstige Darstellung der Vermögens-Finanz- und Ertragslage zu verhindern.

Zwang zur Bildung gesetzlichen Rücklagen, die nur zur Verlusttilgung verwendet werden

dürfen, verhindert die totale Gewinnausschüttung.

Gesetzliche Pflichtprüfung des Jahresabschlusses, Publizitätspflicht.

Banken als Großgläubiger im Aufsichtsrat vertreten; erhalten laufend Informationen über wirtschaftliche Lage des Schuldners.

Zusammenschlüsse von Unternehmen

Begriff:

Zusammenschlüsse entstehen durch Verbindung von bisher rechtlich und wirtschaftlich selbständigen Unternehmen zu größeren Wirtschaftseinheiten, ohne dass rechtliche Selbständigkeit und Autonomie im Bereich wirtschaftlicher Entscheidungen aufgehoben werden muss.

Kooperationen:

· freiwillige Basis

· relativ lose Form

· Bildung von Gelegenheitsgesellschaften zur Durchführung einer begrenzten Zahl von Projekten

· Bildung von Interessengemeinschaften zur gemeinsamen Durchführung von F+E

· Kartellabsprachen

· Bildung von Fachverbänden

Merkmale des Kooperationsbegriffs

· Zusammenarbeit zwischen Unternehmen durch Abstimmung von Funktionen

· Ausgliederung von Funktionen und Übertragung auf eine gemeinschaftliche Einrichtung

· Rechtliche und in nicht der vertraglichen Zusammenarbeit unterworfenen Bereichen auch wirtschaftliche Selbständigkeit

Wettbewerbsrechtliche Konsequenzen

Wichtig ob durch Kooperationen Wettbewerbsbeschränkungen oder marktbeherrschende Stellungen entstehen.

Steuerliche Konsequenzen

Wichtig ob Außenverhältnis begründet wird, also für bestimmte Funktionsbereiche ein selbständiger Gewerbebetrieb gebildet wird (Arbeitsgemeinschaft in der Rechtsform der BGB-Gesellschaft) oder ob nur ein Innenverhältnis besteht (Bankenkonsortium).

Konzentration

Unternehmenszusammenschluss, der die vertragliche oder kapitalmäßige Bindungen zur Einschränkung oder völligen Aufhebung der wirtschaftlichen Selbständigkeit führt, obwohl ihre rechtliche Selbständigkeit gewährt bleibt.

Merkmale: Unterordnung der zusammengeschlossenen Unternehmen unter eine  

einheitliche Leitung

1. Durch Erwerb einer Mehrheitsbeteiligung (faktische Beherrschung)

2. Abschluss eines Beherrschungsvertrages

Kann soweit gehen, dass beherrschtes Unternehmen Weisungen der Obergesellschaft auch dann befolgen muss, wenn diese Weisungen für das beherrschte Unternehmen von Nachteil, für die Gesamtheit der zusammengeschlossenen unternehmen aber von Vorteil sind (Änderung des Fertigungsprogramms, Stilllegung von Teilkapazitäten).

Anerkennung der einheitlichen Konzernverwaltung kann auch alleine durch Vertrag zustande kommen, ohne dass kapitalmäßige Beherrschung durch Obergesellschaft besteht.

→ 2 Unternehmen = Gleichordnungskonzern, wenn sie sich der Leitung eines vertraglich vereinbarten Organs unterstellen.

Fusion (Verschmelzung)

Wenn auch rechtliche Selbständigkeit aufgehoben wird, es existiert danach nur eine rechtliche Einheit.

1. durch Aufnahme

2. durch Neubildung

· Intensität geht also von losen und zeitlich oder auf Einzelobjekte begrenzte Absprachen;

· über vertragliche Koordinierung und Ausgliederung von Funktionen und über Bildung von Gemeinschaftsunternehmen bis zur vollständigen wirtschaftlichen Unterordnung unter einheitlicher Leitung.

· Aufgabe auch der rechtlichen Selbständigkeit

Schaffung größerer Märkte,

verschärfte internationale Konkurrenz

Mechanisierung und Automatisierung

Notwendigkeit der Sicherung der Rohstoff und Energieversorgung

F+E Vorhaben immer kostenspieliger

→ Tendenz zur Bildung größerer Wirtschafteinheiten

-führt dazu, dass kleine und mittlere Unternehmen ihre Wettbewerbsfähigkeit durch Kooperationen ihre Wettbewerber stärken, um dadurch einer Verdrängung vom Markt zu begegnen.

Wesen der freien Marktwirtschaft

Erhält sich nicht selbst → führt zur Bildung von Unternehmenskonzentrationen, die Wettbewerb und damit Regulativ der Marktwirtschaft beseitigen, um damit Zerstörung des marktwirtschaftlichen Systems einzuleiten.

→ Gesetzgeber ordnungspolitische Maßnahmen und gesetzliche Regelungen schaffen, durch die Unternehmenszusammenschlüsse die Wettbewerb außer Funktion setzen, verboten werden oder kontrolliert werden.

Es muss auch geprüft werden, ob marktbeherrschende Stellung erreicht ist.

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen GWB

Kartellgesetz.
Zielsetzungen der Unternehmenszusammenschlüsse

Überblick

Oberstes Ziel: mit Entscheidung sollen Chancen zur langfristigen Gewinnmaximierung verbessert werden.

Weg:

1. Erhöhung der Wirtschaftlichkeit durch Erzielung von Rationalisierungseffekten und damit Kostensenkungen;

2. Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit durch Verbesserung der Marktstellung

                gegenüber Abnehmern, Lieferanten oder potentiellen Kreditgebern;

3. Minderung der Risiken der betrieblichen Tätigkeit durch Aufteilung des Risikos auf mehrere Partner;

4. Wirtschaftliche Marktposition durch Einschränkung des Wettbewerbs;

5. Bildung von Organisationen (Wirtschaftsfachverbünde), die gemeinsame   

Interessen der Mitgliederunternehmen gegenüber Gesetzgeber, Verwaltung und  

anderen Verbünden vertreten.

Kleine Unternehmen:

Kooperation um Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen und Risiken vermindern

Großunternehmen:

Kooperation um machtbeherrschende Stellung zu gewinnen.

Oder Kartellabsprachen um so hohe Marktanteile zu bereinigen, dass Absatzpreise diktiert werden können, weil Wettbewerb für Außenseiter kaum noch wirksam wird.

Deshalb verbietet GWB Kartellabsprachen die Wettbewerb beeinträchtigen.

Erzielung von Rationalisierungseffekten durch Unternehmenszusammenschlüsse nicht an bestimmte Betriebsgrößen gebunden.

Ziele im Beschaffungsbereich

Ziel: Gemeinschaftseinkauf, Verbesserung der Marktposition gegenüber Starken Lieferanten ( günstige Konditionen (Lieferbedingungen, Zahlungsbedingungen, Termine)

Einkauf größerer Mengen günstigere Preise (Mengenrabatt)

Bsp.: Bildung von Einkaufsgenossenschaften, freiwilligen Ketten, Einkaufssyndikaten

· Risikominderung durch Sicherung der Rohstoffversorgung in quantitativer und qualitativer Hinsicht durch Zusammenschluss mit vorgelagerter Produktionsstufe (Rohstoffgewinnungsbetrieb)

* Wichtig wenn stark von fremden Zulieferern abhängig Automobilindustrie = verspätete Anlieferung zu erheblichen Produktionsstörungen führen.

Kapitalmäßige Beteiligung an den wichtigsten Zulieferbetrieben kann Risiken erheblich einschränken.

Auch Personalbeschaffung durch Erweiterung des innerbetrieblichen Arbeitsmarktes verbessern.

Ziele im Produktionsbereich

Ziel der Verbesserung der Produktionsverhältnisse (Schaffung optimaler Betriebsgrößen, Ausnutzung der Auflagendegression, gleichmäßige Auslastung vorhandener Kapazitäten)

1.Normung (Festlegung von Abmessungen, Formen und Qualitäten)

2.Typung (Vereinheitlichung von Ausführungsformen von Endprodukten führen zu 

Kostendegression durch Großserienherstellung

(Zuweisung der Herstellung einzelner Typen an jeweils ein Unternehmen)

3.Differenzierung des Fertigungsprogramms durch Aufnahme neuer Produktarten (Diversifikation) = Risikominderung durch bessere Ausnutzung vorhandener Anlagen.

· Abstimmung des Produktionsprogramms und Zusammenlegung von Produktionskapazitäten

· Gemeinsame Verwertung von Patenten und neuen Produktionsverfahren

Ziele im Finanzierungsbereich

· geplante Investitionsobjekte gemeinsam besser ausgelastet

1. Aufbringung hoher Kapitalbeträge 

für große und kapitalintensive Investitionsvorhaben und damit rationellere Fertigungsverfahren.

· Vergrößerung der Eigenkapitalbasis

· Erweiterung von Fremdfinanzierungsmöglichkeiten

· Stärkung Kreditwürdigkeit

· Erhöhung der Rentabilität

· Minderung von Risiken durch Beteiligung

2.  Erschließung internationaler Märkte
größere Risiken, Lange Zahlungsziele ( hoher Kapitalbedarf

Errichtung von Tochterunternehmen im Ausland weil diese Staaten Investitionen nur dann zulassen, wenn ihnen selbst oder einem ansässigen nationalen Unternehmen eine Beteiligung an dem ausländischen Tochterunternehmen eingeräumt wird.

3. gemeinsame Finanzierung von Großprojekten

Bauwirtschaft = Talsperre, Autobahnbrücke

Kreditwirtschaft = Übernahme einer Wertpapieremission

Ziele im Absatzbereich

· Schaffung einer gemeinsamen rationalen arbeitender Vertriebsorganisation;

· Verkaufssyndikate sollen selbständige Preispolitik der einzelnen Betriebe verhindern;

· Sollen bei vereinbarten Produktionsquoten Einhaltung überwachen

Erlangen wirtschaftlicher Macht

· Schaffung marktbeherrschender Stellung am Arbeitsmarkt;

· Ausschaltung des Wettbewerbs durch Festsetzung einheitlicher Preise, einheitlicher Geschäftsbedingungen oder bestimmter Absatzquote.

( Monopolstellung

Nicht Erhöhung der Wirtschaftlichkeit der Leistungserstellung und –verwertung sondern Vergrößerung der Rentabilität mit Hilfe wirtschaftlicher Macht vordringlich.

Risikominderung durch Sicherung der Absatzmöglichkeiten

Risikosteuerung durch Diversifikation

Verbreiterung des Angebotsprogramms durch Aufnahme neuer Produkte

Oft einziger Weg = Zusammenschluss mit anderen Unternehmen, die Produkte herstellen, die

· in sachlichen Zusammenhang mit eigenen Produkten stehen (horizontale Diversifikation)

· vor- oder nachgelagerter Absatzstufe angehören (vertikale Diversifikation)
· wechselseitig mit eigenen Produkten ergänzen (komplementäre Diversifikation)

Steuerliche Ziele

Vor allem interner Bereich: Steuergefälle ausnutzen

Schweiz + Lichtenstein

Vorgänge ins Ausland verlegt, weil dort niedriger besteuert

Sonstige Ziele

· gemeinsame Werbung;

· Durchführung gemeinschaftlicher, betriebswirtschaftlicher Vorhaben (Betriebsvergleiche, Marktuntersuchungen, Ausbildung);

· Gemeinsame Informations- und Nachrichtendienste

· Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit

· Gemeinsame Lobbyarbeit

   Systematisierung der Unternehmensverbindungen

1. Systematisierung nach wirtschaftlichen und rechtlichen 

Selbständigkeit

Kooperation und Konzentration

Kooperation:

· freiwillige Zusammenarbeit;

· rechtlich und in den nicht der bertraglichen Zusammenarbiet unterworfenen Bereichen auch wirthscftlich selbständig;

· Zweck: Leistung der beteiligten Unternehmen steigern und deren Wettbewerbsfähigkeit verbessern.

 Konzentration:

· wirtschaftliche Selbständigkeit verlieren (Unterordnungskonzern, Konzernobergesellschaft)

· oder außerdem noch rechtliche Selbständigkeit aufgeben

Unternehmensverbindungen

	  Kooperation


	   Konzentration

	- Interessengemeinschaft
	- Mit Mehrheit beteiligte bzw. im   

  Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen

	- Arbeitsgemeinschaft
	- Abhängige und herrschende Unternehmen

	- Konsortien
	- Unterordnungskonzerne

	- Gemeinschaftsunternehmen
	- Gleichordnungskonzerne

	- Kartelle
	- Fusionen

	- Wirtschaftsfachverbände
	


2. Systematisierung nach Art der verbundenen 

Wirtschaftsstufen

Unternehmensverbindungen

	- horizontale Verbindungen
	- vertikale Verbindungen
	- anorganisierte Verbindungen


Horizontale Ebene

Vereinigungen von der gleichen Produktions- und Handelsstufe (mehrere Schuhfabriken, mehrere Warenhäuser)

Zweck:
 Ausschaltung der bisher bestehenden Konkurrenz zwischen den zusammengeschlossenen Unternehmen und die Schaffung einer gemeinsamer Marktmacht gegenüber Lieferanten und Abnehmern.

· gemeinsame Grundlagenforschung

· Finanzierung von Großprojekten

· Wertpapieremission

Branchenmäßige Vereinigungen von Unternehmen zu Wirtschaftsfachverbänden oder Arbeitgeberverbänden Wahrnehmung gemeinsamer Interessen.

Vertikale Ebene (Integration)

Vereinigung aufeinander folgender Produktions- und Handelsstufen. 

Nachgelagerte Stufe nimmt Erzeugnisse der vorgelagerten Stufe auf, nur Endstufe tritt auf.

Rückwärts: von Endstufe auf vorgelagerte Stufe gerichtet

(Maschinenfabrik + Stahlwerk + Erz- und Kohlebergwerk)

Ziel: Sicherung regelmäßiger Versorgung  mit Rohstoffen oder Fertigkeiten (  

        Risikominderung durch Unabhängigkeit von fremden Zulieferunternehmen.

Vorwärts: Rohstoffgewinnungbetrieben auf nachgelagerte Weiterverarbeitung 

                 Produktionsstufen

Ziel: Sicherung des Absatzes entweder an weiterverarbeitende Mitgliedsunternehmen  

        oder an Letztverbraucher durch eigene Vertriebsunternehmen.

        Vorwiegend im Bereich der Konzentration zu finden.

Anorganisierte Art (branchenfremde Zusammenschlüsse)

Unternehmen unterschiedlicher Branchen und/oder unterschiedlicher Produktions- und Handelsstufen vereinigen sich aus finanzierungspolitischen Gründen oder zum Zweck der Risikoverteilung.

3. Systematisierung nach rechtlicher Zulässigkeit

Unternehmensverbindungen, die keine Wettbewerbsbeschränkungen zur Folge haben sind grundsätzlich zulässig.

Wettbewerbsbeschränkungen entstehen durch

1.Abschluss von Kartellverträgen zwischen rechtlich selbständigen Unternehmen

2.Kartellbeschlüsse, die geeignet sind Erzeugung oder die Marktverhältnisse für den 

      Verkehr mit Waren durch Beschränkung des Wettbewerbs zu beeinflussen.

(§1 Abs.1 GWB)

· Kartelle grundsätzlich verboten, es sei denn sie werden durch Einzelvorschriften des GWB vom Verbot ausgenommen.

Bereichsausnahmen ( §§ 99-103 GWB )

a) Bestimmte Kartellen sind von generellen Verboten ausgenommen, da sie ihrem  

      Wesen  nach andere Ziele als Beschränkung des Wettbewerbs verfolgen. Diese  

      Arten entweder generell zulässig, müssen aber Kartellbehörden angezeigt werden  

      (Widerspruch) oder müssen von Kartellbehörde genehmigt werden.

b)Bereichsausnahmen: Unternehmen der öffentlichen Hand, die zwar grundsätzlich   

      dem GWB unterliegen, von denen aber bestimmte Unternehmen (DT Bundesbank)  

      ausgenommen sind.

Außerdem ganz bestimmte Wirtschaftszweige (Landwirtschaft, Kreditinstitute, Versorgungsunternehmen)

· Statt durch Kartellverträge können Wettbewerbsbeschränkungen auch durch aufeinander abgestimmtes Verhalten entstehen, d.h. durch Absprachen (Frühstückskartelle)

· Wettbewerbsbeschränkung auch durch marktbeherrschende Stellung

Marktbeherrschende Unternehmen grundsätzlich nicht verboten, sondern unterliegen der Mißbrauchsaufsicht. (§ 22 Abs. 3)

§23 Abs.1 schreibt vor, unter welchen Voraussetzungen der Zusammenschluss von Unternehmen dem Bundeskartellamt anzuzeigen ist.

Dieses darf Zusammenschluss untersagen, wenn zu erwarten ist, dass dadurch marktbeherrschende Stellung entsteht und die sich zusammenschließenden Unternehmen nicht nachweisen, dass die Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen die Nachteile der Marktbeherrschung überwiegt.

Internationalisierung und Globalisierung

Jedes Unternehmen muß weltweit agieren um konkurrenzfähig zu bleiben

-    Gründung internationaler ausländischer Tochtergesellschaften wegen gestiegener   

     Exporte:Tochter „rentiert“ sich (Bessere Akzeptanz, wenn Produktionsstätte im jeweiligen     

     Land)

· besserer Güter- und Erfahrungsaustausch

· erweiterte Marktpräsenz und Marktstellung

· Medienauftritt: Internet/ gemeinsame Einkaufsplattform

· Reaktion auf internationalen Wettbewerb (Einführung EURO) und Vergleichbarkeit

· Wechselkursproblematik (US Dollar)

· Unterschiedliche Ansprüche der Kunden an das Produkt

· Unterschiedliche kulturelle Bereiche (Japan)

· Zusätzliche Anforderungen bezüglich der Organisation und des Kulturverständnisses

Hauptfunktionen des Industriebetriebes

Sinn eines Unternehmens: größtmöglicher Gewinn auf lange Sicht unter Beachtung bestimmter Nebenbedingungen.

Betrieblicher Leistungsprozess erfordert den Einsatz von menschlicher Arbeitskraft, Maschinen, Werkzeugen und Werkstoffen

· Leitung

Betriebsprozesse in Gang setzen und halten

· Ziele setzen (Unternehmenspolitik)

· Planen 

· Entscheiden

· Koordinieren

· Beseitigung außergewöhnlicher Störungen

· Realisieren von Maßnahmen großer Bedeutung

· Kontrollieren eingeleiteter Maßnahmen

Genaue Planung aller Einzelheiten in allen betrieblichen Bereichen


Fertigungsprogramm


Warensortiment


Finanzierung


Beschaffung d. Produktionsfaktoren

Vollzug (Realisierung)


Verteilung der Aufgaben


Übertragung von Anforderungsbefugnissen

Überwachung


Überblick erhalten inwieweit u. wie die gesteckten Ziele realisiert wurden


Überwachung der betrieblichen Ablaufprozesse 

· Lagerung

Material kann oft nicht sofort verarbeitet werden, sondern zunächst Lagerung

Von Rohmaterial, Halbfertigprodukten und Fertigprodukten

Pufferfunktion

Schutz vor Umwelteinflüssen

· Fertigung

Leistungserstellung des Betriebews.

Hier wirken die 3 Produktionsfaktoren (Mensch, Betriebsmittel, Maschine) zusammen

Es entstehen aus bearbeiteten Rohmaterialien Produkte 

· Absatz

Abschluß des betrieblichen Leistungsprozesses

Leistungsverwertung = beschließt Wertekreislauf

Die erstellten Leistungen müssen verkauft werden, da sonst keine Mittel vorhanden

Marketing = Betrieb muß Kunden suchen und Markt ausweiten

· Gewohnheiten der Kunden planmäßig erforschen

· Wünsche erfassen

· Durch verbesserte und neuartige Erzeugnisse befriedigen

· Systematische Marktgestaltung (Preis-, Produkt-, Rabattgestaltung, Absatzorganisation, Werbung, Kundendienst, Verkaufsförderung)

· Verwaltung

Funktionsfähigkeit des Betriebes muß gesichert werden

· rechnerische Erfassung des Betriebsgeschehens

· Aufbewahrung des Schriftguts

· Personalbetreuung

· Instandhaltung der Gebäude

· Beschaffung

Hier Mittel beschafft, die zur Zielerfüllung des Betriebes nötig sind

· Arbeitskräfte

· Betriebsmittel und Materialien

· Kapital

· Finanzierung

Eigenkapital: Einlagen der Eigentümer, Nichtausschüttung von Gewinnen

Verkauf der Betriebsleistungen

Fremdkapital: Kredite vom Kapitalmarkt (Banken).

· Investition

Kapitalverwendung

· Transport 

Innerbetrieblich

Außentransport

Betriebliche Produktionsfaktoren
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Führungsentscheidungen liegen dann vor, wenn die Entscheidung

1. ein hohes Maß an Bedeutung für den Bestand des Unternehmens besitzt

2. auf das Ganze des Unternehmens abzielt

3. entweder nicht an eine untergeordnete Stelle übertragbar ist oder im Interesse des Unternehmens nicht übertragen werden darf

Produktionsfaktor Arbeit:

Formen:

Menschliche Arbeit = Einsatz d. physischen und psychischen Fähigkeiten eines Menschen die zum Erreichen der betrieblichen Ziele benutzt werden.

Man unterscheidet ausführende und leitende Arbeit

Anforderungen an Personen die Leitungsfunktionen bekleiden:

· Fachliche Kompetenz:

Allgemeinwirt. Kenntnisse, über Zusammenhänge und Gesetzmäßigkeiten des Wirtschaftslebens, Fachkenntnisse auf kaufmännischem, technischen und juristischen Gebiet; Kenntnisse im Arbeits- und Sozialrecht und in Unternehmensführung

· Strategische Kompetenz

Entscheidungen treffen und vertreten, moderne Kommunikations- und Informationsmittel beherrschen; 

Ideen entwickeln und umsetzen; Organisationstalent und Improvisationsfähigkeit

· soziale Kompetenz

Mitarbeiter die Ziele und Arbeitsinhalte vermitteln und motivieren

Personalentscheidungen treffen und vetreten

· persönliche Kompetenz

Verantwortungs- und Einsatzbereitschaft, Kooperations- und Teamfähigkeit

Bedingungen der menschlichen Arbeitsleistung

Anteil der qualifizierten Handarbeit geht zurück; heute überwiegend muß Arbeit nur überwacht werden und nur eingegriffen werden, wenn Unregelmäßigkeiten auftreten.

Körperliche Belastung ist heute geringer, dagegen ist die nervliche Anspannung höher

Produktivität der menschlichen Arbeit

= Bestimmte Arbeitsleistung in einer bestimmten Zeitspanne 

kann qualitativ oder quantitativ bestimmt werden und ist abhängig von

· Physische und psychische Leistungsfähigkeit

Körperliche Konstitution, Begabung, Lebensalter, Entwicklung der Begabung (Fort-, Weiterbildung)

· Leistungsbereitschaft

= Wille die psychischen und physischen Fähigkeiten einzusetzen,

abhängig von äußeren Arbeitsbedingungen, richtiger Personalzuordnung,

Entlohnung und Mitbestimmung

· Eignungspotential des Mitarbeiter

Stellen müssen mit den am besten geeigneten Mitarbeitern besetzt sein; Anforderungsprofil muß mit Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter übereinstimmen

· Äußere Arbeitsbedingungen

Verhältnis des Mitarbeiters zur Aufgabenstellung

Arbeitsstudien und Arbeitsvorbereitungen

Verhältnis zu Vorgesetzten und anderen Mitarbeitern

Physikalische Umgebungseinflüsse (Lärm, Schmutz)

Art der Entlohnung

· Entlohnung und freiwillige betriebl. Sozialleistungen

Mitarbeiter muß überzeugt sein, dass er seiner Leistung entsprechend bezahlt wird

Freiwillige Sozialleistungen geben das Gefühl, dass Betrieb über die gesetzliche Pflicht hinaus seiner Fürsorgepflicht nachkommt

· Mitbestimmung 

Betriebsrat, nimmt sich der Anliegen der Arbeitnehmer an und Verhandelt mit Unternehmensleitung

Probleme werden konstruktiv angegangen

Mitarbeiter sind am Betriebsgeschehen beteiligt

Art- und Mengenteilung

Arbeitsteilung ist die Verteilung einer Arbeit auf mehrere Menschen (oder Betriebsmittel)

Oder auch die Aufteilung eines Arbeitssystems auf mehrere Untersysteme entsprechend dem Arbeitsablauf

1. Artteilung: ( verschiedene Untersysteme entsprechend Arbeitsablauf hintereinander)

Arbeit wird so verteilt, dass jeder Mitarbeiter einen Teilablauf an der gesamten Menge ausführt

· Vorteile: 

· Arbeitsaufgaben enger = Übungsgrad höher

· Kurze Wiederholung = kurze Anlernzeit, schnelle Eingewöhnung

· Handhabung einfacher = besserer instinktiver Bewegungsablauf

· Einsatz von Hilfskräften ohne vorherige Ausbildung möglich

· Spezialisierung = Leistung und Qualität steigt

· Bessere Einteilung = richtiger Mann am richtigen Platz

· Arbeitsplatzgestaltung besser, Einzweckarbeitsplatz, höherer Mechanisierungsgrad,

weniger Werkzeugwechsel

· Nachteile

· je feiner Aufteilung desto mehr ist Arbeit eintönig und langweilig

· zu kurze Arbeitszyklen = einseitige Beanspruchung, höherer Erholungsbedarf

· Zahl der Arbeitsschritte steigt = Bedarf an Inform.- u Transportzeiten steigen

· Geringe geistige Anforderungen

Es muß also eine zweckmäßige Arbeitsplatzgestaltung geben; geregelter Austausch der Arbeitsplätze für die Mitarbeiter (Gruppenarbeit)

Es liegt aber hier der größte Rationalisierungseffekt, denn durch die Spezialisierung steigt der Wirkungsgrad

2. Mengenteilung: (parallele, gleiche Untersysteme)

Hierbei wird der gesamte Arbeitsablauf von jedem Mitarbeiter an einer Teilmenge ausgeführt

· Arbeitsaufgaben sind wesentlich umfangreicher

· Arbeiten vielfältiger und interessanter

· Geistige Anforderungen bezüglich Fachwissen und technischen Fähigkeiten höher

· Mitarbeiter haben erhöhten Handlungsspielraum und Flexibilität

Selten bei industrieller Serienfertigung

Wirtschaftlichkeit überwiegt, wenn Arbeit in Vorgänge mit geringem Inhalt aufgeteilt wird.

Arbeitssystem

Zusammenhänge bei Erfüllung von Arbeitsaufgaben oft komplex und schwer verständlich darstellbar

System = Gesamtheit von Elementen deren Beziehungen einem bestimmten Zweck dienen.

· technische Systeme (Maschinen Systeme)

· soziale Systeme (Menschen Systeme)

· soziotechnische Systeme (Mensch-Maschine Systeme)

Arbeitssysteme dienen der Erfüllung von Arbeitsaufgaben wobei Mensch und Betriebsmittel mit der Eingabe unter Umwelteinflüssen zusammenwirken.

1. Arbeitsaufgabe = Zweck des Arbeitssystems

2. Eingabe = Arbeitsgegenstände die in Ihrer Form, Zustand, Lage verändert oder verwendet werden

3. Mensch u. Betriebsmittel = Kapazitäten des Arbeitssystems

4. Arbeitsablauf = räumliche und zeitliche Folge des Zusammenwirkens von Mensch, Betriebsmittel u. Arbeitsgegenstand

5. Umwelteinflüsse (physikalisch, organisatorisch, sozial)

6. Ausgabe = Arbeitsgegenstände die im Sinne der Arbeitsaufgabe verändert worden sind

Beurteilungsmerkmale und Entlohnung

Oberstes Prinzip: Lohn muß gerecht sein

Lohngerechtigkeit aber objektiv

Es gibt dabei 2 Aspekte:


Anforderungsgerecht: 
je höher die Anforderungen, desto höher die Entlohnung

Leistungsgradgerecht: 
je höher die individuelle Leistung umso höher die Entlohnung

Arbeitsbewertung:

Einflußgrößen auf die Arbeitsbewertung; man geht von bestimmten Anforderungen aus, z.B. Schwierigkeit der Arbeit

Anforderungsmerkmale: Bewertungsmerkmale

1. Kenntnisse (Ausbildung, Erfahrung)

2. Geschicklichkeit

3. Zusätzlicher Denkprozess

4. Verantwortung für eigene Arbeit

5. Verantwortung für Arbeit anderer

6. Verantwortung für Sicherheit anderer

7. Belastung der Sinne und Nerven

8. Belastung der Muskeln

9. Umgebungseinflüsse (Schmutz, Staub, Temperatur, Gase, Lärm...)

Prinzipien der qualitativen Analyse

· summarische Methode 

= Arbeitsverrichtung wird als Ganzes bewertet ( Gesamtbeurteilung der    

   Arbeitsschwierigkeit)

die einzelnen Anforderungsarten werden summarisch beurteilt

· analytische Methode

= Arbeitsverrichtungen in einzelne Anforderungsarten aufgegliedert; Für jede Anforderungsart wird dann eine Wertzahl ermittelt und die Summe dieser Einzelwerte ergibt anschließend den Arbeitswert

Prinzipien der quantitativen Analyse

· Reihung 

= Arbeitsverrichtungen in eine Reihenfolge eingeteilt; Arbeit mit der höchsten Schwierigkeit an der ersten Stelle

· Stufung

= hier werden einzelne Stufen festgelegt in die Arbeitsverrichtungen gleicher Schwierigkeit in die gleiche Stufe eingeordnet werden.

Summarisch


analytisch

Reihung


Rangfolgeverfahren

Rangreihenverfahren

Stufung


Lohngruppenverfahren
Stufenwertzahlverfahren

Summarische Arbeitsbewertung:

· Rangfolgeverfahren

Ordnet Arbeitsverrichtungen nach dem Schwierigkeitsgrad

= Rangfolge entsteht (einfach)

hier ist aber das Problem der Lohnzahlung nicht gelöst, weil der Unterschied zwischen den Anforderungen nicht über die Lohnhöhe aussagt

· Lohngruppenverfahren

Es  gibt hier eine gewisse Anzahl an Stufen unterschiedlicher Schwierigkeit (Lohngruppe). Sämtliche Arbeitsverrichtungen werden dann in die Ihrem Schwierigkeitsgrad entsprechende Lohngruppe eingereiht.

Die Anforderungsmerkmale werden hier leider nicht gewichtet, weil nicht die einzelne Anforderungsart, sondern die einzelne Arbeitsverrichtung als Ganzes bewertet wird.

Analytische Arbeitsbewertung

· Stufenwertzahlverfahren: 

jede Anforderungsart = Punktwertreihe

Fachkönnen gering  =2

Fachkönnen groß = 6...

Für jede Anforderungsart einer Arbeitsverrichtung wird eine Wertzahl ermittelt. Die Summe dieser Wertzahlen einer Arbeitsverrichtung ermöglicht dann die Eingliederung in eine Lohngruppe

· Rangreihenverfahren

Einordnung von einfachster bis zu schwierigster Verrichtung; Stellung einer bestimmten Tätigkeit in der Rangreihe wird dann in % ausgedrückt

Aber Problem durch Gewichtung: was ist wichtiger???

Akkordlohn: (Stücklohn)

Leistungsabhängige Lohnform

Er wird für ein Stück ohne Beziehung auf die benötigte Zeit bezahlt

Zeitlohn = Dauer der Arbeitszeit bezahlt

Akkordlohn = mengenmäßiges Ergebnis bezahlt

Die zu entlohnende Arbeitsverrichtung muß akkordfähig sein

· Ablauf im voraus bekannt

· Zeitlich als auch mengenmäßig regelmäßig wiederholbar

· Arbeitnehmer muß mengenmäßiges Ergebnis pro Zeiteinheit beeinflussen können

Bei Automatisierung funktioniert Akkordlohn nicht mehr, da Geschwindigkeit der Produktion von MA nicht beeinflusst werden kann.

Akkordlohn hat 2 Bestandteile:

1. garantierter tariflicher Mindestlohn

= Mindestlohn bei Zeitlohn (100% Leistungsgrad)

2. Akkordzuschlag (15-25% Mindestlohn)

Unterschiede:

· Stundenverdienst des MA bei Zeitlohn konstant, bei Akkordlohn proportional zur Leistungsmenge

· Lohnkosten pro Mengeneinheit verändern sich bei Zeitlohn proportional, bei Akkordlohn sind die Lohnkosten konst.

Vorteile:

· Anreiz zu erhöhter Leistung, da gesamte Mehrleistung dem MA zugute kommt

· Betrieb trägt kein Risiko an Minderleistung, da nur Leistung bezahlt wird

· Vorteilhaft für Kostenrechnung, da Lohnkosten je Stück konstant 

Nachteile:

· Arbeitstempo übersteigert

· Betriebsmittel abgenutzt (Verschleiß)

· Kräfteverbrauch

· Minderung der Qualität (zusätzlich Qualitätskontrolle nötig)

· Schwierigkeit bei der Ermittlung der Vorgabezeiten

Ermittlung der Vorgabezeiten:

Ob Akkordlohn auch als gerecht empfunden wird hängt davon ab ob Akkord auf Basis der Normalleistung und normalem Arbeitstempo und nicht auf Basis der Bestleistung ermittelt wurde

Exakte Zeitmessung (zeigt die Zeit die eine bestimmte Arbeitskraft für eine Arbeitsverrichtung benötigt); dazu müssen Zeitstudien mit möglichst vielen Messungen durchgeführt werden

Außerdem muß zusätzlich der Leistungsgrad der einzelnen Arbeitskräfte geschätzt werden.

Leistungsgrad: Verhältnis von effektiver Leistung zu einer aus Erfahrung gewonnenen Normalleistung

Unter REFA Normalleistung wird eine Bewegungsausführung verstanden, die dem Beobachter hinsichtlich der Einzelbewegungen, der Bewegungsfolge und Ihrer Koordinierung besonders harmonisch, natürlich und ausgeglichen erscheint. Sie kann erfahrungsgemäß von jedem in erforderlichem Maße geeigneten, geübten und voll eingearbeiteten Arbeiter auf die Dauer und im Mittel der Schichtzeit erbracht werden, sofern er die für persönliche Bedürfnisse und gegebenenfalls auch für Erholung vorgegebenen Zeiten einhält und die freie Entfaltung seiner Fähigkeiten nicht behindert wird.
Leistungsgrad = Istleistung/Normalleistung *100

Normalzeit = Istzeit * Leistungsgrad /100

Zeitgrad = Sollzeit/Istzeit *100

Unterteilung erfolgt dabei in :

Produktive Zeit (Tätigkeitszeit) und unproduktive Zeit (Unterbrechung der Tätigkeit)

Einflußgrößen für unproduktive Zeiten:

1. Ablaufbedingte Unterbrechen  (Grundzeit)
2. Störungsbed. Unterbrechen (sachliche Verteilzeit)
3. Erholen ( Erholzeit)
4. Persönl. bed. Unterbrechen (persönl. Verteilzeit)
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Produktionsfaktor: Betriebsmittel

Gesamte zur Durchführung des Betriebsprozesses notwendige technische Apparatur 

· Grundstücke, Gebäude

· Maschinen, Werkzeuge

· Anlagen zur Versorgung mit Wasser, Wärme, Gas, Frischluft

· Transporteinrichtungen

· Vorrichtungen zur Lagerung

· Einrichtung für Betriebsangehörige

· Einrichtungen zur Weiterbildung

· Vorrichtung zur Sicherung

· Anlagen zur Entsorgung

· Energieanlagen

Lebensdauer, wirtschaftliche Nutzungsdauer und Abschreibungen

Betriebsmittel werden nicht im Produktionsvorgang verbraucht, sondern bestimmte Lebensdauer haben (technische Nutzungsdauer)

Problem wirt. Nutzungsdauer zu schätzen

Es muß die Wertminderung richtig ermittelt und den Kosten der Produkte zugerechnet werden

a) wirtschaftliche Nutzungsdauer = Zeitspanne in der es wirtschaftlich sinnvoll ist eine Anlage zu nutzen

b) technische Nutzungsdauer = umfasst die Zeitspanne, während der eine Anlage technisch einwandfreie Nutzungen abgibt

Abschreibungen = 
rechnerisch ermittelte Wertminderung (durch Nutzung, 

Witterungseinflüsse, technischen Fortschritt)

Durch Umsatz der produzierten Güter müssen wieder ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung stehen um verbrauchte Betriebsmittel zu ersetzen

Kapazität und Kapazitätsausnutzung

Das Betriebsmittel besitzt ein bestimmtes Leistungsvermögen, dass ausgenutzt werden muß; Stillstand oder nur teilweise Nutzung bedeutet Zinsverlust

Aber es besteht auch die Gefahr, dass die wirtschaftliche Nutzungsdauer des BM beendet ist und das im BM gebundene Kapital durch Umsatz mit Produkten nicht mehr freigesetzt wurde.

Jede Anlage hat technische Maximalkapazität, die nicht überschritten werden kann.

Diese liegt aber über der wirtschaftlichen Kapazität, da bei Maximalkapazität der Verschleiß o. der Treibstoffverbrauch unwirtschaftlich hoch ist. Es gibt aber ebenso eine Minimalkapazität, die nicht unterschritten werden sollte. 

Auswirkungen der Automatisierung auf MA



Aufgaben


Anforderungen

Mehr

überwachen


Kenntnisse



leiten



Verantwortung



planen 


geistige Belastung

weniger
Maschinen bedienen
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transportieren


Umgebungseinflüsse







fein manuelles Geschick

· Allgemeines Wohlbefinden

· erhöhter Leistungsdruck: Anforderung an berufl. Qualifikation, geistige Belastung u. Verantwortung

· negative Beeinflussung durch Schicht u. Nachtarbeit

· Belastung durch Verhaltens- und Leistungskontrolle

· Frustration durch Prestige und Statusverlust

· Monoton empfundene Überwachungsaufgaben mit langfristig hoher Konzentration

· Psychische Belastungen durch Angst vor Arbeitsplatzverlust

· informelle Beziehungen

· größere räumliche Entfernungen erschweren Kommunikation

· Konkurrenzverhalten

Produktionsfaktor Material
Materialien sind Gegenstände, die verarbeitet oder eingebaut oder für das Funktionieren der Betriebsmittel eingesetzt werden 

Werkstoffe = Güter aus denen durch Umformung, Substanzänderung oder Einbau neue 

Fertigprodukte hergestellt werden

Rohstoff


Hilfsstoffe


Betriebsstoffe

Hauptbestandteil 

Nebenbestandteil

verbraucht

Produktes

Werden Werkstoffe eingesetzt, so entstehen zwei Probleme

· Werkstoffzeit

Es sind erhebliche Kapitalbeträge gebunden, deshalb Lagerdauer und Liegezeit möglichst gering halten. (Zeitspanne zwischen Beschaffung der Werkstoffe und Verkauf der Produkte möglichst kurz halten)

Just in Time Produktion unter diesen Gesichtspunkten beste Lösung

= Vermeidung von Lagerbeständen, fertigungssynchrone Lieferung

Anlieferung und Produktion genau nach Nachfrage gesteuert

Keine Lagerbestände an Werkstoffen und Fertigprodukten

Herabsetzung der Kapitalbindung und damit der Zinskosten

Aber Betriebsbereitschaft muß stets gesichert sein

· Materialausbeute 

Ausnutzung der Werkstoffe führt zu Materialverlust

1. Ausschuß (Bearbeitungs- o. Materialfehler)

2. Materialabfälle: (planmäßig durch Bearbeitung aber auch außerplanmäßig durch

· schlechte Lagerung

· schlechtes Material

· zu große Toleranzen

· schlechte Wartung

Ausschuß besonders wirtschaftlich, weil sowohl Werkstoff als auch Arbeitszeit und Maschinennutzung verbraucht wird

Ebenso Preisnachlaß bei Erzeugnis 2.Wahl

Materialabfälle und Ausschuss lassen sich nie ganz vermeiden aber könne reduziert werden durch zweckmäßigen Einkauf (erforderliche Abnmessungen möglichst kein, Qualität so gut wie nötig) und rationelle Fertigungsverfahren.

Aber auch Prämien bei Unterschreitung bestimmter Abfall- und Ausschußprozentsätze

Abfälle lassen sich auch veräußern oder lassen sich zu anderen Nebenprodukten verarbeiten

Materialverluste lassen sich vermeiden durch:

1. Typung 

Typung ist die Vereinheitlichung des gesamten Produkts (Großserie)

2. Normung

Vereinheitlichung einzelner Teile des Endproduktes hinsichtlich eines oder mehrerer Merkmale (Abmessungen, Qualität, Zusammensetzung)

Vorteile:
-     geringer Werkstoffverbrauch

· leichtere Kalkulation und Bestellung

· Reparaturen vereinfacht durch Austauschbarkeit Teile

· Übersichtlichkeit der Läger verbessert

· Verbraucher kann Preise vergleichen

Nachteile:
-    Durch Starrheit kann technischer Fortschritt behindert sein



-    Individualismus eingeschränkt

· Recycling

Zunehmende Rohstoffverknappung und steigende Rohstoffpreise führen zu Wieder- und Weiterverwendung von Abfällen

Wiederverwendung 

= wiederholte Nutzung für gleichen Einsatzzweck

Wiederverwertung 

= Bearbeitung und Aufbereitung der Abfälle um den gleichen 

   Einsatzzweck zu gewährleisten

Beschaffung von Werkstoffen 

Um Beschaffung wirtschaftlich zu gestalten muß Sorgfalt auf den Einkauf gelegt werden. Häufig benötigte und teure Werkstoffe sind hierzu am besten geeignet, da hier hohe Lagerbestände viel Kapital binden

Zinskosten sind ein wichtiger Bestandteil der Lagerkosten

Werkstoffe werden mit verschiedenen Verfahren in Materialklassen eingeteilt um eine Werthäufigkeit im Hinblick auf Wert und Menge zu erhalten

ABC-Analyse

Einteilung des Materialsortiments in A,B und C-Güter

- Trennt wichtige von unwichtigen Gütern

- Legt Schwerpunkte für Rationalisierungen fest

- vermeidet unrentable Vorgänge

- steigert Wirtschaftlichkeit

- legt Bestellverfahren für verschiedene Werkstoffe fest

Kategorie erfasst die hochwertigsten Materialien, Kategorie B die im Wert nächstniedrigen...


A-Güter: hoher Wertanteil, geringer Mengenanteil

A  (15% Menge, 80 % Wert)

B  (35% Menge, 15 % Wert)

C  (50% Menge, 5 % Wert)

Ausführung:

Für jede Materialart wird der Periodenverbrauch ermittelt; danach wird Verhältnis von wertmäßigem Verbrauch zum wertmäßigem Gesamtverbrauch bestimmt (%)

Ebenso Verhältnis von mengenmäßigem Verbrauch zu mengenmäßigem 

Gesamtverbrauch (%)

Dann Sortierung nach wertmäßigem Verhältnis

A-Güter sollen möglichst genau (programmgesteuert ) bestellt werden

B-Güter verbrauchsorientierte Verfahren

C gröbere Schätzung

Anstrengungen bei A-Gütern bringenden größten Effekt; 

Wertanalyse:

Befasst sich mit der Fragestellung, ob und wie die Herstellung verbilligt werden kann ohne dass der Nutzwert des Produktes beeinträchtigt wird.

Produkt billiger aber keine Wertminderung für den Kunden 

· leistet das Material einen Beitrag zum Nutzwert

· benötigt das Produkt alle Eigenschaften die es jetzt hat

· gibt es bessere Fertigungsverfahren

· Lassen sich die Materialien durch billigere ersetzen

Betriebsorganisation

Begriff und Aufgaben

Gesamtes betriebliches Geschehen vollzieht sich in einer bestimmten Ordnung, die geplant und dann verwirklicht werden muß

Organisation:

1. Prozeß der Entwicklung dieser Ordnung

2. Gesamtheit aller Regelungen um diese Ordnung

Tätigkeitsgebiete: Absatz, Personalwesen, Fertigung, Revision, Rechnungswesen,...

Regelungen bilden Inhalt der Betriebsorganisation und stellen Anweisungen der Betriebsführung dar, die Tatbestände ein für alle mal regeln.

Vorteil: erhebliche Vereinfachung der betrieblichen Führungsaufgabe

Nachteil: Schematisierung von Abläufen bei denen spezielle Regelungen sinnvoller wären

Formelle und informelle Organisationsstruktur

· Aufbauorganisation

= Verknüpfung der organ. Grundelemente (Stelle, Instanz, Abteilung)

· Ablauforganisation

= Ordnung von Handlungsvorgängen. Gestaltung des dynamischen Beziehungszusammenhangs

Ziele:
Arbeitsdurchführung mit möglichst geringem Aufwand



Optimierung Durchlaufzeiten



Termingerechte Arbeitsausführung



Benutzerfreundlichkeit

Vorgehen bei der Aufbauorganisation

Gesamtaufgabe wird in Teilaufgaben zerlegt und diese Teilaufgaben werden dann entsprechend ihrer betrieblichen Bedeutung geordnet.

· Aufgabenanalyse: 

Aufgabe = Zielvorschrift für menschliches Handeln; Beschreibung durch:

· Verrichtungsvorgang

· Objekt

· Notwendige Arbeitsmittel

· Räumlicher Bezug

· Zeitlicher Bezug

Verrichtungsanalyse: 
Aufgabe in die einzelnen zu ihrer Erfüllung notwendigen 

Verrichtungen zerlegt (EK, Lager, Verwaltung, Produktion...)

Objektanalyse:

Aufgabe nach einzelnen Objekten, an denen sie erfolgt zergliedert:

Sachmittelanalyse:

Aufgabe nach Sachmittel an denen sie erfolgt aufgespalten (Bohrmaschine, Drehbank)

Ranganalyse:

Teilaufgabe in Rangverhältnis angeordnet (leitende Aufgaben, ausführende Tätigkeit)

Phasenanalyse:

Teilaufgaben nach sachlicher Zugehörigkeit geordnet (Planung, Realisation, Kontrolle)

Zweckbeziehungsanalyse:
alle Aufgaben nach Zweck eingeordnet (primäre und sekundäre Aufgaben)

· Aufgabensynthese

Stellenbildung:

Die gebildeten Teilaufgaben werden so kombiniert, das arbeitsteilige Einheiten (Stellen) entstehen

Stelle ist das Grundelement der Aufbauorganisation (Zusammenfassung von Teilaufgaben zum Arbeitsbereich u. Aufgabenbereich einer Person

Ziel: Stelle leicht  beherrschbar machen

2 Möglichkeiten zur Bildung:

· Stelle wird für eine noch zu suchende abstrakte Person gebildet

· Ausrichtung nach den Kenntnissen eines schon bekannten Stelleninhabers

Teilaufgaben sind in Stellenbeschreibungen festgelegt

Kompetenz und Verantwortung

Aus Stellenaufgabe leitet sich die Kompetenz des Stelleninhabers ab

Kompetenz 

= die dem Stelleninhaber ausdrücklich zugeteilten Rechte und 

 
    Befugnisse

Verantwortung
 = setzt Beziehung zwischen mind. zwei Stellen voraus. Pflicht    

zur Antwort ob die gestellte Aufgabe zielentsprechend erfüllt wurde

Bedeutung der Leitungsebenen

Organisationseinheiten

· Stelle: 

kleinste organisatorische Einheit (Aufgaben, Befugnisse, Verantwortung)

· Instanz:

Leitungsstellen, die sich mit bestimmten Leitungsfunktionen beschäftigen müssen

· Stabstelle: 

beraten Vorgesetzte, erarbeiten Entscheidungsunterlagen, kontrollieren Betriebsgeschehen; können nur indirekt Einfluß auf Entscheidungen nehmen (Revision, Arbeitsvorbereitung)

· Hierarchie: 

jeder Vorgesetzte kann nur bestimmte Anzahl von Mitarbeitern betreuen. Diese Spann wird Kontrollspanne genannt. Deshalb müssen Aufgaben delegiert und Kompetenzen abgegrenzt werden

Leitungspanne (Kontrollspanne): Anzahl an Stellen die von einer Leitungsinstanz noch kontrolliert und geleitet werden können

Grundsatz: Übergeordnete Instanz soll die Aufgaben und Kompetenzen, die sie nicht selbst erledigen kann nach unten abgeben und untergeordneten Stellen nur Aufgaben abnehmen, die diese selbst nicht lösen können.

Zentralisation und Dezentralisation 

Dezentralisation 

= Aufgaben auf mehrere Stellen übertragen, erfordert höhere Zahl von 

 
 Fachkräften, erhöht Verantwortungsgefühl und Arbeitsfreunde

Es besteht Gefahr, dass durch mangelnden Überblick der    

Betriebsleitung und durch Verwischung der Abgrenzung der Aufgaben  

Unordnung im Betrieb entsteht

 Dezentralisation vermindert Verwaltungsapparat an der Spitze

Zentralisation 

= wenn nicht genügend Facharbeiter im Betrieb vorhanden; Gefahr aber, dass die untergeordnete Stelle nur Befehlsempfänger ohne Eigeninitiative wird

Leitungssysteme:

= hierarchisches Gefüge indem einzelne Stellen unter dem Gesichtspunkt der Weisungsbefugnis miteinander verbunden sind.

· Liniensystem:




Straffste Form

Instanz oder Stelle kann nur Anordnungen von der übergeordneten Stelle empfangen





Einheitlicher Instanzenweg

Einliniensystem: 
sämtliche Anweisungen an jeweils untergeordnete Stelle 

weitergeben

Einheitlichkeit der Leitung, verhindert dass die untergeordnete 

Stelle von verschiedenen Seiten Anweisungen erhält

Für kleinere Betriebe  zweckmäßig

Klare übersichtliche Befehlsverhältnisse

Erhebliche Arbeitsbelastung der Zwischeninstanzen

Befehlsweg lang und schwerfällig


Funktionssystem: 
( Mehrliniensystem )

Weg der Aufträge von der Art der betreffenden Aufgaben bestimmt

Arbeiter in der Werkstatt erhalten von mehreren Meistern Anweisungen





System schaltet schwerfälligen Instanzenweg aus





Arbeiter muß mehreren Herren dienen





Wer ist für Fehler verantwortlich?





Gefahr von Überschneidungen von Kompetenzen





Abstimmungsprobleme

· Stabliniensystem:

Hier werden die Vorteile  des Einlinien- u. Mehrliniensystems genutzt aber ohne deren Nachteile

Es werden Instanzen und Stabstellen eingerichtet, bestimmte Aufgaben werden abgespalten und auf die Stabstellen übertragen.

Dabei wird der Instanzenweg eingehalten, aber den Instanzen werden einzelne Stabstellen zugeordnet, die Aufgaben übernehmen aber keine Weisungsbefugnis haben. Nur zur Unterstützung und Vorbereitung





In den Stabstellen arbeiten Spezialisten

Strenge Einhaltung des Dienstwegs bei Nutzung von Spezialkenntnissen

Aber nicht konfliktfrei; Entscheidungsträger kann nur Vorschläge akzeptieren oder ablehnen. Es muß Vertrauen vorhanden sein und es besteht die Gefahr der Beeinflußung durch die Stabstelle

Stab führt eine Entscheidung herbei, die er nicht verantwortet

· Divisionalisierte Organisation (Spartenorganisation)
Die traditionelle Stablinienorganisation ist auf Unternehmen beschränkt mit nicht zu stark variierenden Produktionsprogramm

Viele Großunternehmen sind dagegen von funktionaler Organisationsstruktur abgegangen und Organisation ist jetzt primär nach Objektprinzip umgestaltet

Es werden Sparten und Divisionen gebildet, die auf Produkte, Produktgruppen, Betriebsprozesse oder räumliche Gegebenheiten ausgerichtet sind

Spartenleiter haben unternehmerische Verantwortung

· Profitcenter : Spartenleiter trägt Verantwortung für Gewinnerzielung

· Costcenter: Spartenleiter muß vorgegebene Umsatzmenge innerhalb vorgegebener Kosten erreichen

· Matrixorganisation:

Entsteht durch Überlagerung von funktions- und objektorientierten Organisationsstrukturen (gleicht formal einer Matrix)

Übergeordnete Instanz muß nicht eingeschalten werden, jede Abteilung hat auf ihrem Gebiet Entscheidungsvollmacht

Teamarbeit wird gefördert

Stellen sprechen sich selbst ab und steuern Projekte selbst

Unkomplizierte Entscheidungswege

Großer Kommunikationsbedarf

Organisationsplan (Organigramm)

· wie werden Aufgaben auf die Stellen verteilt

· wie sind die Stellen gegliedert

· welche Stellen sind zu Abteilungen zusammengefasst

· welche hierarchische Ordnung herrscht zwischen den Instanzen

· wem werden die Leitungshilfsstellen zugeordnet

· welche Organisationsform wird gewählt

Darstellung kann vertikal, horizontal oder vertikal –horizontal erfolgen

Stellenbeschreibung:

· Beschreibung

· Einordnung

· Aufgaben

· Befugnisse

· Verantwortung

· Ziele

· Vertretungen

· Anforderungen

Stellenplan: hier sind alle Stellen eines Unternehmens aufgeführt, unabhängig, ob sie besetzt sind ( hat Soll Charakter)

Arbeitsplanung:

Davon hängt ab, wie effektiv und wirtschaftlich danach gearbeitet werden kann. Es müssen Materialmenge, Personal, Betriebsmittel, Finanzen berücksichtigt werden

Optimale Kombination daraus ermöglichte eine hohe Wirtschaftlichkeit und einen hohen Gewinn

Produktionsvolumen und Produktionsprogramm

Planung = vorausschauenden, gedankliches handeln

Produktion = betriebliche Leistungserstellung ( Sachgüter und Dienstleistungen)

Fertigung = industrielle Leistungserstellung (Güter die für Absatz vorgesehen sind)

Bei Produktion: 

· reibungslos und systematisch

· ohne Leerlauf

· nicht dauernd improvisiert

· optimaler Lagerbestand

· angemessener Personalbestand

· optimale Ausnutzung der Kapazitäten

Fertigungsprogrammplanung

· Langfristig

· Produktfeld:  Beobachtung und Analyse des Marktes

· Produktlinie: Gruppe von Produkten, die in bestimmten Merkmalen zusammengehören

· Produktidee: neues Erzeugnis oder bestehendes verbessert

· Produktdifferenzierung: wie weit soll sich bestehendes Produkt von dem der Konkurrenz unterscheiden oder     soll es nur auf bestimmte Abnehmergruppe zugeschnitten werden

Aus Marktdaten: Welche Produkte können in welchen Mengen unter den gegebenen Bedingungen 

voraussichtlich abgesetzt werden?



Wo bestehen Marktlücken?

Welche Reaktion werden die Käufer und die Konkurrenz auf die Einführung des Produktes reagieren.?

Wie muß Produkt gestaltet und qualitativ ausgestattet sein?

· Mittelfristig

-
Produktkonzept: Gesamtplanung des Erzeugnisses und seiner Varianten

- 
Produktbestimmung: Produkte im Einzelnen entwerfen

-
Produktionsprogrammbreite: Zahl der unterschiedlichen Erzeugnisse

-
Produktionsprogrammdichte: verschiedene Abwandlungen des Produkts

-
Produktionsprogrammtiefe: Anzahl der Fertigungsstufen

· Kurzfristig

welche Produkte in welchen Mengen im nächsten halben Jahr oder Jahr


Absatzorientierung:

Falls alle Produkte, die im Absatzplan stehen hergestellt werden können, (ohne Kapazitätsbeschränkung), dann sind so viele Produkte zu erzeugen, wie nachgefragt werden (nur Deckungsbeitrag muß positiv sein

Engpassorientierung:

Tritt Engpass auf, so ist gewinnmaximales Fertigungsprogramm so zu wählen, dass die begrenzte Kapazität möglichst gut genutzt wird

Produktinnovation: 

· Neuheiten die es auf dem Markt noch nicht gibt

· Neuheiten, die es auf dem Markt schon gibt werden im Unternehmen hinzugefügt (Unternehmensneuheiten)

Unternehmensneuheiten:

· Produktdifferenzierung: von einem Produkt erscheinen neue Ausführungen

· Produktvariation: bisheriges Produkt gestrichen und durch ein neues ersetzt

Produktdiversifikation:

· horizontal: Produkt der gleichen Herstellungstufe aufgenommen

· vertikal: Produkte einer anderen Herstellungstufe aufgenommen

· lateral: Produkte, die in keinem Zusammenhang zu den bisherigen Produkten stehen

Programmbreite: wieviele unterschiedliche Produkte

Programmtiefe: wieviele Ausführungen einer Produktgruppe sind im Programm enthalten

Produktgestaltung: - Änderung der Eigenschaften eines Produktes (technischer  

Funktionsablauf, Anwendbarkeit,   Handhabbarkeit, 


          - Design


          - Entwicklung neuartiger Produkte

Erzeugnisgliederung: veranschaulicht die Zusammensetzung eines Erzeugnisses nach 

  Gruppen, Teilen und Rohstoffen

Stücklisten: so aufgebaut, dass sie für ein Erzeugnis alle Gruppen und Einzelteile bis 

hinunter zum Rohmaterial enthalten können.

· Mengenübersichtsstückliste

· Strukturstückliste

· Baukastenstückliste

· Variantenstückliste

Grundlagen der Ablaufplanung

Ablaufplanung : was, wo womit, wann

Organisationsformen der Arbeitsabläufe

Ablauforganisation regelt Zusammenwirken der Menschen und Maschinen im Betriebslauf in zeitlicher und räumlicher Hinsicht:

- Arbeitsdurchführung : mit möglichst geringem Aufwand möglich (ökonomisches  

   Prinzip)

 - Durchlaufzeit alle Abläufe ist zu optimieren

-  Kapazitätsausnutzung ist zu maximieren

-  Zahl der Bearbeitungsfehler ist zu minimieren

-  Arbeit muss termingerecht durchgeführt werden und sollte benutzerfreundlich sein

Arbeitsablauf ist eine Folge zusammenhängender Arbeitsvorgänge:

-  Unterteilung des Arbeitsablaufs in einzelne Arbeitsvorgänge

-  Zeitliche Reihenfolge der Arbeitsvorgänge

-  Räumliche Anordnung der Arbeitsplätze

-  Beförderungsmittel für die Werkstoffe

Für möglichst optimalen Materialfluss sind folgende Einflussgrößen zu beachten:

- räumliche Faktoren

- fertigungstechnische

- förderungstechnische

Materialflussgestaltung muss von einer Erfassung der räumlichen Gegebenheiten ausgehen:

- dem Standort des Betriebes

- den Betriebsgebäuden

- den Förderwegen

Behandlung dieser Faktoren ist Gegenstand der Fabrikplanung

Fertigungstechnische Faktoren : dabei verwendeten Fördermittel spielen eine besondere Rolle:

· Einzelfertigung erfordert universell einsetzbare Fördermittel, die einem häufigen Wechsel der Förderaufgabe gewachsen sind und dabei den gesamten Fertigungsbereich bestreiten können.

· Serienfertigung ermöglicht auch eine Spezialisierung im Bereich des Förderwesens. Dabei lassen sich Fertigungsserien oft zu Lade- und Fördereinheiten zusammenstellen

· Massenfertigung : meist ortsgebundene Fördersysteme, die oft auch durch Fördermittel ergänzt werden

Fördertechnische Faktoren der Materialflussgestaltung 

· Fördergüter: zeichnen sich hinsichtlich ihres Zustands, Gestalt, Eigenschaft

· Wenn ein Fördergut Stückgut ist, so erscheint die Fördermenge als Ladeeinheit (ein Stück, Behälter, Packung, Palette, Gebinde o.Ä.). Die Anzahl der je Periode (z. B. Stunde) zu befördernden Ladeeinheiten ist einer der wichtigsten Faktoren für die Gestaltung des Materialflusses.

· Lagerung dient sowohl einer begrenzten Bevorratung als auch einem Ausgleich von Bedarfsschwankungen. Zwischenlager - vor allem Puffer.

Lager sind ebenso wie die Arbeitsplätze und Fördermittel Bestandteile des Materialflusses.

Darstellung von Arbeitsabläufen

Arbeitsablauf wird in einzelne Vorgänge, Teilvorgänge du Arbeitselemente unterteilt. Folge der Arbeitsverrichtungen muss festgelegt und die Anordnung der Arbeitsplätze bestimmt werden.

Was

-
Arbeitsgegenstand

Wo

-
Arbeitsraum

Womit

-
Arbeitsmittel und Arbeitsmethode

Wann

-
Bearbeitungszeitpunkt

Zwei Darstellungsarten:

· verbale

· graphische

verbale: 
Arbeitsabläufe in Worten beschrieben, Arbeitsanweisungen, 

Arbeitsbeschreibungen, Organisationsanweisungen

graphische:  
Ablauf in bildlicher oder symbolischer Form

Arbeitsplanung

· Stufen der Arbeitsplanung

Arbeitsablaufplanung basiert auf den Arbeitsplänen.

Von wem, was, wo, wie, womit und  in welcher Zeit gefertigt werden soll.

Arbeitsablauf nach REFA ist eine Folge zusammenhängender Arbeitsvorgänge in Raum und Zeit. 

Arbeitsablauf möglicht rationell und menschengerecht gestalten. Notwendige Arbeitsablauf wird in einzelne Vorgänge unterteilt.

Beispiel:

Projektstufe → 
Vorgang

 → 
Vorgangsstufe → 
Vorgangselement

Verpacken

Etikettieren der

Etikett kleben

Etikett greifen

Tube und Einlegen

in Schachtel

· Bestimmung der Durchlauftermine

Durchlaufzeit ist die Fertigungsdauer vom Beginn bis zum Ende des Herstellungsvorgangs. Tatsächlichen Bearbeitungszeiten, Transportzeiten, dazwischen liegenden technisch bedingten Stau- und Wartezeiten berücksichtigen.

· Transportplanung

Werkstücke und Material müssen von Arbeitsplatz zu Arbeitsplatz transportiert werden. Dazu müssen einige Punkte geklärt werden:

· Transportmittel (Flurförderer, Stapler, Rutschen)

· Transporthilfsmittel (Paletten, Behälter)

· Wer bringt den Transport in Schwung (Arbeiter, Werkstattsteuerung)

· Wie lange dauert der Transport einschließlich Wartezeiten.

Von welchen betrieblichen Gegebenheiten muss bei der Planung des Transports ausgegangen werden?

· Fertigungsverfahren

· Äußere Eigenarten der Fördergüter

· Physikalische Beschaffenheit

· Vorhandene Fördermittel

Ablaufprinzipien in der Fertigung

Neben den Arbeitsplatztypen ist es vor allem die Organisation des Arbeitsablaufs, die die Anforderungen der Arbeitssysteme an die Mitarbeiter beeinflusst. Unterschiedliche Auswirkungen auf die Mitarbeiter leiten sich auch aus den verschiedenen Organisationstypen der Fertigung ab, den Ablaufsprinzipien.

Ablaufsprinzipien sind Grundsätze zur räumlichen Anordnung mehrerer Arbeitsplätze.

Organisationstypen der Fertigung

Organisatorische Anordnung der Betriebsmittel soll den Durchfluß des Materials durch den Betrieb beschleunigen

Bitte Unterscheidung  zu Fertigungstypen beachten

Fertigungstypen: Kriterium ist hier die Häufigkeit der Wiederholung des Fertigungsvorgangs

· Einzelfertigung

· Sortenfertigung

· Serienfertigung

· Chargenfertigung

· Massenfertigung
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Nach Art der Aufstellung der Maschinen und dem damit vorgesehenen Weg der Produkte im Fertigungsablauf unterscheidet man verschiedene Fertigungsprozesse

· Werkstattfertigung:

Maschinen und Arbeitskräfte mit gleicher Arbeitsverrichtung in einer Werkstatt zusammengefasst

Nachteil:
- lange Transportwege, hohe Förderkosten



- langsame Durchlaufzeiten, lange Wartezeiten



- Zwischenlagerung führt zu Zins- und Lagerkosten



- Ausschuß durch immer wieder geänderte Verrichtungen

Vorteil:
- große Anpassungsfähigkeit an Nachfrageschwankungen



- große Arbeitserfahrung und Vielseitigkeit der Arbeitskräfte

· Flußprinzip

Reihenfertigung: 
Arbeitsplätze zwar nach dem Fertigungsfluss angeordnet, es besteht jedoch kein fester Zeittakt, und zwischen den einzelnen Arbeitsplätzen sind Pufferzonen eingerichtet

Fließfertigung: 
Fertigungsdurchlauf bestimmt Anordnung der Betriebsmittel und Arbeitsplätze; d.h. Durchlauf von Rohstoff bis zum Fertigprodukt erfolgt ohne Unterbrechung

Arbeitsgänge erfolgen pausenlos und sind zeitlich aufeinander abgestimmt



Fertigungsvorgang wird in einzelne Teile zerlegt.

Vorteil: 
-     Verkürzung der Durchlaufzeiten

· keine Bestände an Halbfabrikaten

· Fertigungsprozess leicht überschaubar

· Genaue Planung der Liefertermine

· Genaue Bestimmung der Ausbringungsmenge

    Nachteil:


· Hoher Kapitalbedarf zur Errichtung von Fertigungstrassen

· Geringe Anpassung an Nachfrageschwankungen

· Für Störungen wird Pufferlager benötigt

· Hohe Störanfälligkeit

· Schwierigkeiten bei Umstellungen

· Größere Krisenempfindlichkeit

Führungsinstrumente

Begriff und Aufgaben

Einsatz von Führungsinstrumenten beeinflußt einerseits die Motivation der 

Mitarbeiter, anderenseits kann die Motivierung der MA selbst als 

Führungsinstrument angesehen werden.

Immaterielle direkte Führungsintrumente:

Maßnahmen in Arbeitsbereichstrukturierung

· Arbeitserweiterung (Job Enlargement)

Soll die Zerstückelung des Arbeitsprozesses rückgängig machen und MA ein möglichst abgeschlossenes Arbeitspaket zur Verfügung stellen

· Arbeitsplatzwechsel: (Job Rotation)

Erweiterung des Blickfeldes und gewisse Abwechslung für MA

· Arbeitsbereicherung (Job Enrichment)

Soll die Verantwortung mithilfe erhöhter Entscheidungs- und Kontrollbefugnisse erhöhen (quantitative Aufwertung der Stelle)

· Autonome Arbeitsgruppen

Soll größere Selbständigkeit in der Bestimmung des Aufgabeninhalts, der Zielsetzung und der Durchführung der Aufgabe geben.

Führungsstile:

· patriarchalisch

Autorität des Vaters in der Familie; absoluter Herrschaftsanspruch; alleinige Führungsinstanz

· charismatisch

Führung per Ausstrahlung

· autokratisch

hier nicht Person, sondern Institution im Vordergrund. Bedienung eines hierarchischen Führungsstabes

· bürokratisch

Fortentwicklung des autokratischen Stils; Willkür des Autokraten durch Legalität, das Reglement und die fachliche Kompetenz abgelöst

· kooperativ

Arbeitnehmer bei Führungsentscheidungen mitbeteiligt, wobei die Beteiligung lediglich beratender Natur ist.

Führungsprinzipien (Managementprinzipien)

Inhalt sind organisatorische Probleme und ihre Lösung im Rahmen der Führungsaufgabe. Ziele:

1. sollen als Regelsystem die Führungskräfte für echte Führungsaufgaben freistellen und von Routineaufgaben entlasten

2. sollen den einzelnen MA mehr Selbständigkeit zugestehen

3. sollen die unternehmerische Leistung und Anpassungsfähigkeit optimal aktivieren

· Führung nach dem Ausnahmeprinzip (Management by Exception)

Entscheidungen werden auf außergewöhnliche Fälle beschränkt, greift nur ein, wenn Abweichungen Abweichungen auftreten

· Führung anhand von Entscheidungsregeln (Management by Decision Rules)

Genaue Regeln für die Entscheidungen sind vorzugeben, nach denen delegierte Entscheidungen zu fällen sind

· Führung durch Aufgabendelegation (Management by Delegation)

Klar abgegrenzter Aufgabenbereich mit entsprechender Verantwortung und Kompetenz auf nachgeordnete MA übertragen

· Führung durch Systemsteuerung (Management by Systems)

Mit weitestgehender Delegation von Aufgaben wird versucht eine möglichst umfangreiche Selbstregulierung der Subsysteme zu erreichen

Ziel- und ergebnisorientierte Prinzipien

· Führung durch Zielvereinbarung (Management by Objectives)

MA und Betriebsleitung erarbeiten gemeinsam Ziele. Grad der Zielerfüllung dient als Grundlage der Leistungsbewertung und der Festlegung der Bezüge

· Führung durch Ergebnisorientierung (Management by Results)

Basiert auf Prinzip der Vorgabe von Zielen. Der Vorgesetzte setzt die zu erreichenden Ergebnisse fest und kontrolliert die Erreichung.

Kostenrechnung

Aufgabe: Erfassung, Verteilung und Zurechnung der Kosten, die bei der betrieblichen Leistungserstellung und –verwertung entstehen um

1. durch Ermittlung der voraussichtlich anfallenden Kosten eine Grundlage für betriebliche Dispositionen  zu schaffen.

2. Durch Vergleich der tatsächlich angefallenen Kosten mit den geplanten Kosten Planabweichungen feststellen um Ursachen von Fehlleistungen aufzudecken

Zwei Teilgebiete: Betriebsabrechnung und Selbstkostenrechnung (Kalkulation)

Definition Kosten:

· wertmäßig: Kosten sind der bewertete Verbrauch von Gütern und Dienstleistungen für die Herstellung und den Absatz von betrieblichen Leistungen

· pagatorisch: Kosten sind Ausgaben ( Auszahlungen). Aber nicht zweckmäßig, da Ausgaben in einer früheren oder späteren Periode als der Verbrauch der Produktionsfaktoren erfolgen kann, oder der Verbrauch nicht mit Ausgaben verbunden sein muß ( Kalkulatorische Kosten)

Betriebsabrechnung:

Ermittelt als Kostenartenrechnung, welche Arten von Kosten im Betrieb angefallen sind ( Personalkosten, Materialkosten, Abschreibungen...) und verteilt als Kostenstellenrechnung die Kostenarten auf die einzelnen Funktionsbereiche des Betriebes, um durch Feststellung, wo die Kosten verursacht worden sind, eine genaue Zurechnung der Kosten auf die Leistungen der Periode zu ermöglichen.

Selbstkostenrechnung:

Führt als Kostenträgerstückrechnung aufbauend auf der Kostenarten- und Kostenstellenrechnung die Zurechnung der Kosten auf die einzelne Leistung durch. Sie ermittelt die Selbstkosten und schafft die Grundlage für die Verkaufssteuerung und die Preispolitik.

· Wird sie vor der Erstellung der Betriebsleistung durchgeführt = Vorkalkulation
· Nach Abschluß der Leistung = Nachkalkulation (Istkosten)
Außerdem wichtig:

· Kontrolle der Wirtschaftlichkeit

· Bewertung der fertigen und unfertigen Erzeugnisse für die Jahresbilanz

Kostenartenrechnung: Welche Kosten sind entstanden?

Kostenstellenrechnung: Wo sind die Kosten entstanden?

Kostenträgerrechnung: Wer hat die Kosten zu tragen?

Betriebsergebnis: 
Gegenüberstellung von betrieblichen Aufwendungen und betrieblichen 

Erträgen

Vollkostenrechnung: alle angefallenen Kosten werden auf die Kostenträger verrechnet

Teilkostenrechnung: nur Teil der Kosten werden auf Kostenträger verteilt, die übrigen Teile komplett ins Betriebsergebnis überführt.( nur die variablen Kosten werden auf die Kostenträger verteilt und die fixen Kosten gehen en bloc in Erfolgsrechnung ein)

Leistungen:
vom Betrieb hergestellten fertigen und unfertigen Erzeugnisse , 

Eigenleistungen und Dienstleistungen.

Grundkosten:
aufwandsgleiche Kosten (Löhne, Gehälter, RHB),

Neutraler Aufwand:
betriebsfremd (Ausgaben für Aktien), periodenfremd (Steuernachzahlung), außerordentlich (Sturmschaden)

Zusatzkosten:
aufwandslose Kosten, steht kein Aufwand in der Geschäftsbuchführung gegenüber (kalk. Unternehmerlohn, Eigenkapitalzinsen)

Anderskosten:
Kosten denen Aufwand gegenübersteht, die aber in der Kostenrechnung anders angesetzt werden. (kalk. Abschreibungen)

Betriebsergebnis:
Gegenüberstellung aller Aufwendungen und Erträge


Aber neutrales Ergebnis beachten (unabhängig von betrieblicher Produktion, „Aktienspekulation des Chefs“)

Betriebsabrechnung:

Kostenartenrechnung:

Dient der systematischen Erfassung aller Kosten: welche Kosten sind angefallen?

Gliederung nach:

1. verbrauchten Produktionsfaktoren

· Personalkosten

· Kapitalkosten

· Sachkosten

· Kosten für Steuern, Gebühren, Beiträge

2. betrieblichen Funktionen

- 
Beschaffung

- 
Lagerhaltung

-
Fertigung

-
Verwaltung

-
Vertrieb

3. Art der Verrechnung

-
Einzelkosten ( können direkt dem Kostenträger zugerechnet werden)

- 
Gemeinkosten( nur über einen Schlüssel verteilbar)

4. Art der Kostenerfassung

· aufwandsgleiche Kosten ( werden aus der Finanzbuchhaltung übernommen)

· kalkulatorische Kosten ( in Fibu nicht oder in anderer Höhe aufgeführt)

5. Verhalten der Kosten bei Beschäftigungsänderungen

· fixe Kosten, fallen unabhängig von der Ausbringungsmenge immer gleich aus

· variable Kosten, verändern sich mit der Höhe der Ausbringungsmenge

· proportional: im gleichen Verhältnis 

· progressiv: schneller (Schichtzuschläge)

· degressiv: langsamer (Mengenrabatt bei Einkauf)

Die wichtigsten Kostenarten:

· Personalkosten:

Alle Kosten, die durch den Produktionsfaktor Arbeit unmittelbar oder mittelbar entstanden sind ( Löhne, Gehälter, gesetzl. Sozialabgaben, sonstige Personalkosten)

· Materialkosten:

Mengenmäßiger Verbrauch an RHB wird mit entsprechenden Preisen bewertet

Hilfs- und Betriebsstoffe gehen aber als Gemeinkosten in Kostenrechnung ein, da es zu kompliziert wäre sie direkt zu verrechnen.

Deshalb zunächst die Ermittlung der Verbrauchsmenge und dann die Bewertung

Ermittlung der Verbrauchsmengen:

Skontrationsmethode: 


Laufende Addition der Materialabgänge laut Materialentnahmescheinen


Methode sehr genau aber großer Aufwand wegen Verbuchung der MES

Ermittelter Soll-Endbestand kann dann sehr leicht mit dem durch Inventur festgestelltem Ist-Bestand verglichen werden.


Inventurmethode:

Verbrauch ergibt sich aus Anfangsbestand zuzgl der Zugänge minus dem Endbestand.

Zeitraubend und nur zweckmäßig, wenn der Mengenverbrauch eines Materials pro Kostenstelle relativ leicht zu ermitteln ist.


Retrograde Methode:

Soll-Verbrauch ist in Materialkartei festgehalten (Stückliste) und wird anhand der produzierten Menge berechnet. Lagerschwund kann damit nicht ermittelt werden, falls keine Inventur durchgeführt wird.

· Kalkulatorische Kosten

Bei der Abgrenzung von Aufwand und Kosten zeigt sich, dass es Kosten gibt, denen kein Aufwand gegenübersteht. 

- 
Kalk. Abschreibungen:

sollen die tatsächliche Wertminderung des Anlagevermögens erfassen und als Kosten verrechnen.

Bei Bilanzabschreibungen gelten steuerliche oder finanzpolitische Überlegungen, es werden die Anschaffungskosten nach einem bestimmten Verfahren abgeschrieben. Bei kalk. Abschreibungen müssen die tatsächlichen Wiederbeschaffungskosten und die tatsächliche Nutzungsdauer der Anlage berücksichtigt werden.


-
Kalk. Zinsen:

In der Erfolgsrechnung werden nur die Fremdkapitalzinsen als Aufwand verrechnet. Der Unternehmer muß aber sein Eigenkapital ebenfalls verzinst bekommen, da es sonst besser wäre dieses EK auf dem Kapitalmarkt zinsbringend anzulegen. Deshalb werden in der Kostenrechnung Zinsen für das EK angesetzt.


-
Kalk. Unternehmerlohn

Bei Einzelfirmen und Personengesellschaften wird anders als bei AG und GmbH für die Mitarbeit der Unternehmer im Betrieb kein als Aufwand abzugsfähiges Gehalt gezahlt.

Auch dieses Entgelt für die Arbeitsleistung der Betriebsführung muß als Kostenfaktor in die Selbstkosten eingerechnet werden.


- 
Kalk. Wagniszuschläge

Jede betriebliche Tätigkeit ist mit Wagnissen verbunden und kann damit zu Schadensfällen und Verlusten führen.

Allgemeines Unternehmerrisiko: Konjunkturrückgänge, 

Nachfrageverschiebungen, technischer Fortschritt, Geldentwertung



Spezielle Wagnisse: Feuer, Diebstahl, Unfälle, Forderungsausfälle

Einige Wagnisse können versichert werden. Die kalk. Wagniszuschläge sind also eine Selbstversicherung.


-
Kalk. Miete:

Wird in der Kostenrechnung angesetzt, wenn der Unternehmer eigene Räume zur Verfügung stellt und entspricht einem Mietaufwand der für die Nutzung vergleichbarer, von Dritten mietweise überlassener Räume entstehen würde.

· Mischkosten:

Besitzen sowohl fixe als auch variable Bestandteile und werden in der Kostenrechnung in die beiden Bestandteile aufgelöst. (Telefonkosten =Grundgebühr + Gesprächsgebühren)

Kostenstellenrechnung

Baut auf Kostenartenrechnung auf. An die Erfassung der Kostenarten schließt sich ihre Verteilung auf die Betriebsbereiche an, in dene  sie angefallen sind. Eine Zuordnung ist umso leichter je genauer die Kostenarten aufgenommen werden (z.B. Personalkosten: Fertigung, Vertrieb, Verwaltung...)

Man teilt den Betrieb in einzelne Abrechnungsbereiche ein, für die man die anteiligen Kostenarten ermittelt.

Zweck:



· genaue Zurechnung der Gemeinkosten auf die Kostenträger; Zuschlag auf den 

Kostenträger erfolgt nur dann, wenn er die betreffende Kostenstelle auch beansprucht hat.

· Überwachung und Kontrolle der Wirtschaftlichkeit der betrieblichen Tätigkeit

Bildung der Kostenstellen kann erfolgen nach:

· betrieblichen Funktionen

(Beschaffung, Fertigung, Verwaltung, Vertrieb)

· Verantwortungsbereichen

· Räumlichen Kriterien (Werkstatt, Reparatur...)

· Rechentechnischen Kriterien (falls gleiche Maschinen vorhanden)

· Organisatorische Kriterien (Verantwortungsbereiche)

Es kann nach abrechnungstechnischen Gesichtspunkten weiter unterschieden werden nach:

· Hauptkostenstellen: Kosten werden mit Hilfe von Kalkulationssätzen den 

Kostenträgern unmittelbar zugerechnet.

· Hilfskostenstellen: nehmen Gemeinkosten auf, die mit Hilfe eines Verfahrens der innerbetrieblichen Leistungsverrechnung auf, die mit einem Verteilungsschlüssel auf die Hauptkostenstellen verteilt werden.

· Allgemeine Kostenstelle: dienen dem Gesamtbetrieb; werden von allen Kostenstellen in Anspruch genommen.

Grundsätze für eine Kostenstelle:

1. genaue Festlegung, wer die Kosten verursacht hat

2. Belege müssen sich ohne große Schwierigkeiten auf die Kostenstelle verbuchen lassen

3. Es muß ein eigener abgeschlossener Verantwortungsbereich gebildet werden

Betriebsabrechnungsbogen:

Wird gewöhnlich monatlich aufgestellt und ist vertikal nach Kostenarten und horizontal nach Kostenstellen aufgeteilt.

Dabei können die Gemeinkosten nur schwer auf die Kostenstellen aufgeteilt werden. Ist nur über einen bestimmten Schlüssel möglich. Problem liegt in der Ermittlung dieses Verteilschlüssels. 

Vorgehensweise:

· die primären Gemeinkostenarten werden nach dem Verursacherprinzip auf die Kostenstelle verteilt.

· Die Kosten der allgemeinen Kostenstellen auf nachgelagerte Kostenstellen verteilen

· Kosten der Hilfskostenstellen auf die Hauptkostenstellen umlegen

· Kalkulationssätze für jede Kostenstelle durch Gegenüberstellung von Einzel- und Gemeinkosten für die Vor- oder Nachkalkulation ermitteln.

1. primäre Gemeinkostenarten mit Hilfe von Schlüsseln, die nach Möglichkeit dem Prinzip der Kostenverursachung entsprechen auf die Kostenstelle verteilt. Jede Spalte des BAB wird senkrecht addiert und man erhält die Summe der primären Gemeinkosten je Kostenstelle.

2. Die ermittelten Gemeinkosten der allgemeinen Kostenstellen werden auf die folgenden Stellen umgelegt.

3. Die Hilfskostenstellen werden ebenfalls auf die Hauptkostenstellen umgelegt. Eine erneute senkrechte Addition ergibt die gesamten Gemeinkosten je Stelle

4. Man addiert die Einzelkosten und die Gemeinkosten je Fertigungskostenstelle und erhält die Fertigungskosten je Stelle.

5. Man errechnet dann die Gemeinkostenzuschläge. Ergeben sich aus der Relation zwischen den Gemeinkosten und einer Bezugsgröße 

Kostenträgerrechnung ( Selbstkostenrechnung):

Wofür sind die Kosten entstanden?

Aufgabe: Herstell- u. Selbstkosten, die bei der Erstellung von Leistungen (Kostenträgern) entstanden sind auf die Leistungseinheiten verrechnen.

1. Grundlage der Bewertung der Bestände an Halb- u. Fertigfabrikaten in der Handelsbilanz oder in der kurzfristigen Erfolgsrechnung

2. Grundlage der Planung und Kontrolle des Periodenerfolgs durch Bestimmung der Selbstkosten der abgesetzten Leistungen

3. Grundlage der preispolitischen Entscheidungen (Kalkulation des Angebotspreises)

Ermittlung der Preisuntergrenze, d.h. welcher Marktpreis ist gerade noch geeignet die Gesamtkosten der Produktion und des Vertriebes zu decken (langfristige Preisuntergrenze) oder welcher Preis nur die variablen Kosten deckt (kurzfristige Preisuntergrenze)

Kostenträgerzeitrechnung:

Hier werden die gesamten in einer Abrechnungsperiode angefallenen Kosten- nach Kostenträgern gegliedert- ermittelt. Der Erfolg (Gewinn/Verlust) eines Unternehmens kann periodenbezogen ermittelt werden.

Schema:




Fertigungsmaterial



+
Materialgemeinkosten





= Materialkosten (1)




Fertigungslöhne



+
Fertigungsgemeinkosten




= Fertigungskosten (2)



=
Herstellkosten der Fertigung (1+2)



+ 
Bestandsminderung



-
Bestandsmehrung





= Herstellkosten des Umsatzes



+
Verwaltungsgemeinkosten



+ 
Vertriebsgemeinkosten





= Selbstkosten des Umsatzes




Nettoverkaufserlös



-
Selbstkosten des Umsatzes



= Betriebsergebnis der Periode

Kostenträgerstückrechnung (Kalkulation oder Selbstkostenrechnung)

Es werden die Selbstkosten für eine Kostenträgereinheit (Auftrag o. Fertigungsteil) ermittelt.

Aufgabe: 

· Berechnung von Angebotspreisen (Vorkalkulation)

· Kontrolle der Kosten nach der Herstellung (Nachkalkulation)
· Entscheidung ob Aufträge zu den Marktpreisen angenommen werden (Deckungsbeitragsrechnung)
Zwei Formen der Zurechnung der Kosten auf die Kostenträger:

1. Divisionskalkulation
2. Zuschlagskalkulation

Divisionskalkulation:

· Einstufige Divisionskalkulation

Bei Betrieben mit einheitlicher Massenfertigung

Voraussetzungen:
- einheitliches Produkt




- keine Lagerbestandsveränderung an Halb- u. Fertigfabrikaten

Es gibt keine Kostenstellen, sondern die Gesamtkosten einer Periode werden durch die gesamte in dieser Periode produzierte Menge dividiert, dies ergibt die Stückkosten.

· Zwei- u. mehrstufige Divisionskalkulation

Falls Lagerbestandsveränderungen auftreten, so müssen die Herstellkosten und die Verwaltungs- u. Vertriebskosten getrennt werden. Die Vu.V kosten fallen nur für die abgesetzte Menge an, wogegen die Herstellkosten für alle produzierten Güter anfallen

Die gesamten Herstellkosten einer Periode werden durch die in dieser Periode produzierte Menge, die Vu.Vkosten dieser Periode durch die in diesem Zeitraum abgesetzte Menge dividiert.

= zweistufige Divisionskalkulation
Stückkosten= Herstellkosten/Produktionsmenge + Vu.Vkosten/Absatzmenge

Wenn ein einheitliches Produkt mehrere Produktionsstufen durchläuft und auf jeder Produktionsstufe Zwischenläger eingerichtet sind, deren Bestand sich verändert wird die mehrstufige Divisionskalkulation eingesetzt.

Man ermittelt die in einer Periode angefallenen Gesamtkosten jeder Stufe und dividiert sie durch die Zahl der Halb- u. Zwischenfabrikate die eine Stufe in diesem Zeitraum durchlaufen haben.

Stückkosten= Herstellkosten1/Prod.menge1+ HK2/Prod.menge2 + 

Vu.Vkosten/Absatzmenge

· Divisionskalkulation mit Äquivalenzziffern

Wird angewendet, wenn mehrere Sorten eines Produktes produziert werden. Leistungen sind zwar nicht einheitlich, aber stehen in einer festen Kostenrelation zueinander. (gleicher Rohstoff lediglich Arbeitszeit unterschiedlich)

Das Verhältnis wird durch Wertigkeitsziffern (Äquivalenzziffern) ausgedrückt

Genauigkeit hängt von den Äquivalenzziffern ab.

Zuschlagskalkulation:

Zuschlagskalkulation wird angewendet, wenn in einem Betriebe verschiedene Arten von Produkten in mehrstufigen Produktionsabläufen bei unterschiedlicher Kostenverursachung und laufender Veränderung der Lagerbestände an Halb- u. Fertigfabrikaten hergestellt werden.

Dieses Kalkulationsverfahren teilt die Kosten in Einzelkosten, die den Kostenträgern direkt zugerechnet werden und in Gemeinkosten, die indirekt über Zuschläge verrechnet werden.

Jedes Produkt soll mit den Kosten belastet werden die es tatsächlich verursacht hat.

Hier wird auch eine Vorkalkulation und eine Nachkalkulation des Auftrags durchgeführt.

Anschließend kann ein Soll-Ist Vergleich angeschlossen werden um etwaige Abweichungen festzustellen.

Vorkalkulation arbeitet mit Sollkosten, die nach den bisher angefallenen Kosten ermittelt werden.

Istkosten werden nach der Produktion anhand der tatsächlich verbrauchten Mengen errechnet.

· summarische Zuschlagskalkulation

hier bilden entweder die gesamten oder ausgewählte Arten von Einzelkosten die Grundlage für die Ermittlung der Gemeinkostenzuschläge

Man setzt z.b. die gesamten Einzelkosten zu den gesamten Gemeinkosten in Beziehung und ermittelt den Zuschlagssatz.

.

Es ist keine Kostenstellenrechnung notwendig, nach der Kostenverursachung wird nicht gefragt

Nur anwendbar, wenn sehr wenig Gemeinkosten gemessen an den Einzelkosten anfallen.


(Gemeinkosten / Fertigungsmaterial) x 100


(Gemeinkosten/ Fertigungslöhne) x 100


(Gemeinkosten/ Fertigungsmat. + Fert.löhne) x 100


Bei jeder Zuschlagsbasis ergibt sich natürlich auch ein anderer Zuschlagssatz

· differenzierte Zuschlagskalkulation

Man benötigt unbedingt Kostenstellenrechnung

Verwendet Zuschlagsgrundlagen, die in möglichst genauem Zusammenhang mit den Gemeinkosten stehen.

Getrennt in Material, Fertigung, Verwaltung und Vertrieb.

Zuschlagssätze aus Betriebsabrechnungsbogen ermittelt

Materialgemeinkostenzuschlag= Materialgemeinkosten x 100 / Materialeinzelkosten

Fertigungsgemeinkostenzuschlag= Fertigungsgemeinkosten x 100 / Fertigungsleinzelkosten

Verwaltungsgemeinkostenzuschlag= Verwaltungsgemeinkosten x 100 / Herstellkosten

Vertriebsgemeinkostenzuschlag= Vertriebsgemeinkosten x 100 / Herstellkosten

Schema:




Fertigungsmaterial



+
Materialgemeinkosten





= Materialkosten (1)




Fertigungslöhne



+
Fertigungsgemeinkosten



+
Sondereinzelkosten





= Fertigungskosten (2)



=
Herstellkosten der Fertigung (1+2)



+ 
Bestandsminderung



-
Bestandsmehrung





= Herstellkosten des Auftrages



+
Verwaltungsgemeinkosten



+ 
Vertriebsgemeinkosten



+
Sondereinzelkosten des Vertriebes




= Selbstkosten des Auftrages



+
Gewinnzuschlag



= 
Barverkaufspreis



+
Kundenskonto



+ 
Vertreterprovision



=
Zielverkaufspreis



+
Kundenrabatt




= Listenpreis

Zusammenhang zwischen Erlösen, Kosten und Beschäftigungsgrad

Auslastung wird durch den Beschäftigungsgrad angegeben. Unabhängig von diesem Beschäftigungsgrad sind die fixen Kosten ( Kosten der Betriebsbereitschaft). Ändern sich bezogen auf das Stück, d.h. bei mehr produzierten Teilen wird die gleiche Kostensumme auf mehrere Stücke aufgeteilt.

Variable Kosten, also Kosten die das Teil direkt betreffen bleiben in einem gewissen Rahmen unverändert, auch wenn sich die Stückzahl ändert.

Planung der Kosten für verschiedene Beschäftigungsgrade:

Betrieb muß möglichst kostengünstig arbeiten. Ideal wäre die Vollbeschäftigung, die aber nicht immer erreicht wird. Eine Kontrolle der fixen und variablen Kosten ist deshalb erforderlich.

Beschäftigungsgrad gibt die tatsächliche Beschäftigung im Verhältnis zur möglichen Beschäftigung (volle Kapazitätsausnutzung) an. Änderung bewirkt immer eine Änderung der Stückkosten. Kostenoptimaler Beschäftigungsgrad dort, wo die Stückkosten am geringsten sind.

· fixe Kosten: 

ändern sich nicht mit Schwankungen der Ausbringungsmenge:

· absolutfixe: keinerlei Änderung (lineare Abschreibungen)

· sprungfixe: plötzliche Änderung bei Anstieg oder Fall der Ausbringungsmenge

(Anmietung einer weiteren Halle bei Produktionsausweitung)

· variable Kosten:

Einzelkosten, die beschäftigungsabhängig sind und sich mit der Ausbringungsmenge ändern.

· proportional: ändern sich im gleichen Verhältnis wie der Beschäftigungsgrad

· degressiv: steigen langsamer als der Beschäftigungsgrad (Mengenrabatt)

· progressiv: steigen schneller als der Beschäftigungsgrad (Schichtzuschläge)

Grundzüge der Deckungsbeitragsrechnung: 

Langfristig kann ein Betrieb nur existieren, wenn er mindestens eine volle Deckung seiner Gesamtkosten durch die Absatzpreise erzielt. Bei jedem Produkt fällt ein Anteil variabler Kosten und ein Anteil fixer Kosten an. 

Die Höhe dieser Anteile unterscheidet sich bei den einzelnen Produkten. 

Es ist deshalb erforderlich die Gesamtkosten in beschäftigungsabhängige (variable) und beschäftigungsunabhängige (fixe) Kosten aufzulösen, damit die Betriebsführung weiß, welchen Beitrag ein Produkt zur Deckung der fixen Kosten leistet. 

Solange der Absatzpreis über den variablen Kosten liegt, wird zumindest ein Teil der fixen Kosten gedeckt.

Dieser Überschuß des Absatzpreises über die variablen Kosten wird Deckungsbeitrag genannt. 

Ist dieser Deckungsbeitrag genau so groß wie die Fixkosten, so spricht man vom Break-Even-Punkt (Gewinnschwelle). Jede Mark über diesem Punkt ist dann der Gewinn.

Bei einem linearem Gesamtkostenverlauf entsprechen die variablen Selbstkosten, den Grenzkosten. (d.h. wird die Produktion um ein Stück erhöht, dann steigen die variablen Kosten und die fixen verändern sich nicht)

Grenzkosten sind diejenigen Kosten die zusätzlich anfallen, wenn ein weiteres Teil hergestellt wird.

Die Grenzkosten der 33. Produktionseinheit werden berechnet indem von den Gesamtkosten bei der Produktion von 33 Produkteinheiten die Gesamtkosten bei der Produktion von 32 Produkteinheiten abgezogen werden.

Erst die Kalkulation mit diesen Grenzkosten erlaubt die Aussage, ob ein Auftrag mit Preisuntergrenze (DB=0) doch noch angenommen werden soll. Wird er angenommen so müssten die nicht gedeckten Fixkosten durch die Deckungsbeiträge anderer Aufträge übernommen werden.

Deckungsbeitragsrechnung als Stückrechnung

Verkaufspreis pro Stück


-
variable Stückkosten

= 
Deckungsbeitrag je Stück


-
fixe Kosten je Stück


=
Erfolg je Stück
Deckungsbeitragsrechnung als Periodenrechnung



Umsatzerlöse aller Produkte/Periode


-
variable Kosten der Periode

=
Deckungsbeitrag


-
fixe Kosten der Periode

=
Erfolg der Abrechnungsperiode

Ermittlung der Gewinnschwelle

Hier wird zurückgerechnet, wie viele Teile verkauft werden müssen um den Fixkostenblock zu decken.

Fixe Kosten/Deckungsbeitrag = Stück (beim Breakeven Punkt)

Auswirkung von Beschäftigungsschwankungen, Kosten- und Preisänderungen

Bei Erweiterungsinvestitionen erscheint ein neuer Fixkostenblock, z.B. die zeitabhängige Abschreibung von neuen Maschinen.

Der Deckungsbeitrag ändert sich, da sich die Verkaufsmenge ändert, die zur Deckung der Fixkosten aufgebracht werden muß.

Kostenvergleichsrechnung und Verfahren der Wirtschaftlichkeitsrechnung

Wird die Produktion für die nächste Zeit geplant geht man von Schätzungen aus. Die Kosten werden entsprechend hochgerechnet. Erst nach Ablauf des geplanten Zeitrums sind die Ist Kosten bekannt. Diese Kostenblöcke können verglichen und eine Über- oder Unterdeckung festgestellt werden. Die Ursache der Abweichung sollte analysiert werden und in beiden Fällen geprüft werden ob Gegenmaßnahmen in der Zukunft nötig sind.

In diesem Fall ist eine Vor-, Zwischen- u. Nachkalkulation nötig

Kostenvergleichsrechnung der Stückkosten

Die Stückkosten werden ermittelt indem die Gesamtkosten durch die dazugehörige Menge geteilt werden.

Es ist zu beachten, dass das Minimum der Stückkosten (Betrieb produziert am günstigsten) nicht notwendigerweise bei einem Beschäftigungsgrad von 100 liegen müssen.

z.B. wegen progressiv variabler Kosten.

Kostenvergleichsrechnung der Grenzkosten

Kosten die den Betrieb die letzte zusätzlich produzierte Einheit kostet.

Grenzkosten =
neue Gesamtkosten – alte Gesamtkosten                             



neue Produktionsmenge – alte Produktionsmenge

Begriff und Formen der Investition

Verwendung finanzieller Mittel zur Beschaffung und Bereitstellung von Produktionsfaktoren.

· Ersatzinvestitionen: verändern die Kapazität des Unternehmens nicht

· Erweiterungsinvestitionen: erhöhen die Kapazität des Unternehmens ( muß aber auch abgesetzt werden können)

Verfahren: Jede Investition soll mehr Geld einbringen als dafür ausgegeben wird. Sonst könnte man die Investitionssumme (falls Eigenkapital) besser auf dem Kapitalmarkt verzinsen. Sollte es Fremdkapital sein müssen sowieso Zinsen bezahlt werden.


Man stellt die Ausgaben und die Einnahmen der Investition gegenüber und ist der Differenzbetrag positiv ist dies die Verzinsung auf das eingesetzte Kapital.

 
Ausgaben:



Einnahmen:


> Anschaffungskosten

> Umsatzerlöse


> Zinsen auf Kapital


> Erzielbarer Erlös beim Verkauf alter 

> sonstige Fixkosten


   Anlagen



> variable Werkstoff- u. Lohnkosten


Als Beurteilung wird oft auch die Amortisationsdauer herangezogen. Dies ist die Zeit die vergeht, bis die Gewinne und Abschreibungen die Anschaffungskosten decken.

Amortisationszeit = Kapitaleinsatz (Investitionskosten)                      




     Gewinn+Abschreibung der Investition pro Jahr

Kennzahlen:

Kennzahlensysteme ermöglichen einen besseren Einblick in betriebliche Zusammenhänge.

Kennzahlen: Gewinn/Umsatz, Umsatz/Mitarbeiter, Kapitalrentabilität...

Bei einem Kennzahlensystem werden bestimmte Kennzahlen nach einem bestimmten Sachverhalt geordnet und miteinander verknüpft.

Ältestes System ist von Du Pont: RoI-System: Return on Investment

Hierbei geht man davon aus, dass nicht der Gewinn maximiert werden sollte, sonder der Gewinn je eingesetzter Kapitaleinheit (RoI= Gewinn: Gesamtkapital x100)

Gewinn kann maximiert werden, wenn immer mehr Kapital eingesetzt wird, aber nicht erstrebenswert.
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